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Mitteilungen 
Pflanzenschutzgesetz vom 15. September 1986 
(Bundesgesetzblatt Teil 1, Nr. 49, 1986, S.1505-1519) 
Hiermit veröffentlichen wir den Text des neuen Pflanzenschutzge­
setzes. 
Gegenüber dem bisherigen Pflanzenschutzrecht sind im vorliegenden 
Gesetz folgende wichtige Neuerungen hervorzuheben: 
1. Bei der Angabe der Gesetzeszwecke wird die Abwendung von
Gefahren für den Naturhaushalt durch Pflanzenschutzmittel aus­
drücklich betont.
2. Pflanzenschutzmittel dürfen nur nach guter fachlicher Praxis, zu
der die Berücksichtigung der Grundsätze des integrierten Pflan­
zenschutzes gehört, und nur so angewandt werden, daß keine
Schäden für Mensch und Tier und keine erheblichen Schäden für
den Naturhaushalt zu befürchten sind.
3. Pflanzenschutzmittel dürfen auf Freilandflächen grundsätzlich nur
angewandt werden, wenn diese landwirtschaftlich, forstwirtschaft­
lich oder gärtnerisch genutzt werden; in oder an Gewässern dürfen
sie nicht angewandt werden. Ausnahmen hiervon sind nur für
engumgrenzte Zwecke und nur unter Wahrung des Schutzgedan­
kens des Gesetzes möglich.
4. Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten
wird ermächtigt, bei Gefahr im Verzuge auch ohne Zustimmung
des Bundesrates und ohne Einvernehmen mit den anderen Bun­
desministern, Anwendungsverbote und -beschränkungen für
bestimmte Pflanzenschutzmittel zu erlassen.
5. Für land- und forstwirtschaftliche und gewerbliche Anwender
sowie für Verkäufer von Pflanzenschutzmitteln werden persönli­
che Anforderungen und ein Sachkundenachweis eingeführt.
6. Behandeltem Saatgut dürfen nur Pflanzenschutzmittel anhaften,
wenn diese zugelassen sind oder einem zugelassenen Mittel ent­
sprechen.
7. Die „Zweitantragsteller-Problematik" ist so geregelt, daß durch
Verzicht auf die erneute Erstellung bereits vorliegender Zulas­
sungsunterlagen Tierversuche eingespart werden können. Die
Ausgleichsregelung für die Verwertung ohne Zustimmung des
Eigentümers ist wettbewerbsneutral und stellt die Eigenverant­
wortung des Herstellers sicher.
8. Bei der Zulassung eines Pflanzenschutzmittels durch die Biologi­
sche Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft ist neben dem 
Einvernehmen mit dem Bundesgesundheitsamt auch das Einver­
nehmen mit dem Umweltbundesamt für die Bereiche Wasser, 
Luft, Abfall vorgesehen.
9. Die BBA kann für die Kennzeichnung der Pflanzenschutzmittel
Auflagen erteilen, die mit einem Hinweis auf die Androhung von
Geldbuße bei Verstößen zu versehen sind.
10. Alle im Inland erstmals abgegebenen und exportierten Wirkstoffe
unterliegen einer Meldepflicht.
11. Bei der Kennzeichnung von Pflanzenschutzmitteln sind auch
Anwendungsverbote und -beschränkungen anzugeben.
12. Die Mittel zur Erhöhung der Widerstandsfähigkeit werden Pflan­
zenstärkungsmittel genannt und müssen bei der BBA angemeldet
werden.
13. Exporteure müssen Pflanzenschutzmittel so kennzeichnen, daß
die Empfänger - insbesondere in Entwicklungsländern - ausrei­
chend über mögliche Gefahren informiert werden. Die Ausfuhr
bestimmter Pflanzenschutzmittel kann durch Rechtsverordnung
verboten werden.
14. Neue Pflanzenschutzgeräte dürfen nur in den Verkehr gebracht
werden, wenn sie bestimmten Anforderungen zum Schutz von
Mensch, Tier und Naturhaushalt entsprechen. Gerätehersteller
oder -importeure haben der BBA die erforderlichen Unterlagen
zur Prüfung vorzulegen. Die Länder werden ermächtigt, im
Gebrauch befindliche Pflanzenschutzgeräte prüfen zu lassen.
15. Pflanzenschutzmittel und Pflanzenstärkungsmittel dürfen nur
noch von fachkundigen Personen und nicht mehr mit Selbstbedie­
nung verkauft werden.
16. Der Höchstbetrag für Geldbußen bei Ordnungswidrigkeiten ist
von DM 10 000,- auf DM 50 000,- heraufgesetzt worden.
17. Das im Jahre 1904 erlassene Reblausgesetz mit vier Rechtsverord­
nungen wird aufgehoben; noch notwendige Sonderregelungen
zum Rebschutz bleiben für die Länder möglich.
Gesetz zum Schutz der Kulturpflanzen 
(Pflanzenschutzgesetz - PflSchG) 
Vom 15. September 1986 
(BGBI 1, 1986, Nr. 49, S. 1505-1519) 
Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende 
Gesetz beschlossen: 
Erster Abschnitt 
Allgemeine Bestimmungen 
§ 1
Zweck 
Zweck dieses Gesetzes ist, 
1. Pflanzen, insbesondere Kulturpflanzen, vor Schadorganismen und
nichtparasitären Beeinträchtigungen zu schützen,
2. Pflanzenerzeugnisse vor Schadorganismen zu schützen,
3. Schäden durch den Bisam (Ondatra zibethicus L.) abzuwenden,
4. Gefahren abzuwenden, die durch die Anwendung von Pflanzen­
schutzmitteln oder durch andere Maßnahmen des Pflanzenschut­
zes, insbesondere für die Gesundheit von Mensch und Tier und für
den Naturhaushalt, entstehen können,
5. Rechtsakte von Organen der Europäischen Gemeinschaften im 
Bereich des Pflanzenschutzrechts durchzuführen.
§2
Begriffsbestimmungen 
(1) Im Sinne dieses Gesetzes sind
1. Pflanzenschutz:
a) der Schutz der Pflanzen vor Schadorganismen und nichtparasi­
tären Beeinträchtigungen,
b) der Schutz der Pflanzenerzeugnisse vor Schadorganismen
(Vorratsschutz)
einschließlich der Verwendung und des Schutzes von Tieren, 
Pflanzen und Mikroorganismen, durch die Schadorganismen 
bekämpft werden können; 
2. integrierter Pflanzenschutz: eine Kombination von Verfahren, bei
denen unter vorrangiger Berücksichtigung biologischer, biotechni­
scher, pflanzenzüchterischer sowie anbau- und kulturtechnischer
Maßnahmen die Anwendung chemischer Pflanzenschutzmittel auf
das notwendige Maß beschränkt wird;
3. Pflanzen:
a) lebende Pflanzen,
b) Pflanzenteile, einschließlich der Früchte und Samen, die zum 
Anbau bestimmt sind; 
4. Pflanzenerzeugnisse:
a) Erzeugnisse pflanzlichen Ursprungs, die nicht oder nur durch
einfache Verfahren wie Trocknen oder Zerkleinern be- oder
verarbeitet worden sind, ausgenommen verarbeitetes Holz,
b) Pflanzenteile, einschließlich der Früchte und Samen, die nicht
zum Anbau bestimmt sind;
5. Pflanzenarten: Pflanzenarten und Pflanzensorten sowie deren
Zusammenfassungen und Unterteilungen;
6. Naturhaushalt: seine Bestandteile Boden, Wasser, Luft, Tier- und
Pflanzenarten sowie das Wirkungsgefüge zwischen ihnen;
7. Schadorganismen: Tiere, Pflanzen und Mikroorganismen in allen
Entwicklungsstadien, die erhebliche Schäden an Pflanzen oder
Pflanzenerzeugnissen verursachen können, sowie der Bisam.
Viren und ähnliche Krankheitserreger werden den Mikroorganis­
men, nicht durch Schadorganismen verursachte Krankheiten wer­
den den Schadorganismen gleichgestellt;
8. Befallsgegenstände: Pflanzen, ·Pflanzenerzeugnisse oder sonstige
Gegenstände, die Träger bestimmter Schadorganismen sind oder
sein können;
9. Pflanzenschutzmittel: Stoffe, die dazu bestimmt sind,
a) Pflanzen vor Schadorganismen oder nichtparasitären Beein­
trächtigungen zu schützen,
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b) Pflanzenerzeugnisse vor Schadorganismen zu schützen,
c) Pflanzen oder Pflanzenerzeugnisse vor Tieren, Pflanzen oder
Mikroorganismen zu schützen, die nicht Schadorganismen
sind,
d) die Lebensvorgänge von Pflanzen zu beeinflussen, ohne ihrer
Ernährung zu dienen (Wachstumsregler),
e) das Keimen von Pflanzenerzeugnissen zu hemmen,
f) den in den Buchstaben a bis e ausgeführten Stoffen zugesetzt
zu werden, um ihre Eigenschaften oder Wirkungen zu verän­
dern,
ausgenommen sind Wasser, Düngemittel im Sinne des Düngemit­
telgesetzes und Pflanzenstärkungsmittel; als Pflanzenschutzmittel 
gelten auch Stoffe, die dazu bestimmt sind, Pflanzen abzutöten 
oder Flächen von Pflanzenwuchs freizumachen oder freizuhalten, 
ohne daß diese Stoffe unter die Buchstaben a oder d fallen; 
10. Pflanzenstärkungsmittel: Stoffe, die ausschließlich dazu bestimmt
sind, die Widerstandsfähigkeit von Pflanzen gegen Schadorganis­
men zu erhöhen, ohne daß diese Stoffe schädliche Auswirkungen
auf die Gesundheit von Mensch und Tier oder auf den Naturhaus­
halt haben;
11. Pflanzenschutzgeräte: Geräte und Einrichtungen, die zum Aus­
bringen von Pflanzenschutzmitteln bestimmt sind;
12. Kultursubstrate: Erden und andere Substrate in fester oder flüssi­
ger Form, die Pflanzen als Wurzelraum dienen;
13. Inverkehrbringen: das Anbieten, Vorrätighalten zur Abgabe, Feil­
halten und jedes Abgeben an andere.
(2) Der Einfuhr, Durchfuhr und Ausfuhr steht jedes sonstige Ver­
bringen in den, durch den oder aus dem Geltungsbereich dieses
Gesetzes gleich.
Zweiter Abschnitt 
Pflanzenschutz 
§3
Pflanzenschutzmaßnahmen 
(1) Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten
wird ermächtigt, soweit es zur Erfüllung der in § 1 genannten Zwecke
erforderlich ist, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun­
desrates
1. anzuordnen, das Auftreten oder den Verdacht des Auftretens
bestimmter Schadorganismen, den Anbau oder das Vorkommen
bestimmter Pflanzenarten, sonstige für das Auftreten oder
Bekämpfen von Schadorganismen erhebliche Tatsachen oder die
Anwendung bestimmter Pflanzenschutzmittel, Pflanzenschutzge­
räte oder Verfahren des Pflanzenschutzes der zuständigen
Behörde anzuzeigen;
2. Verfügungsberechtigte und Besitzer zu verpflichten, Befallsgegen­
stände, Grundstücke, Gebäude oder Räume auf das Auftreten
von Schadorganismen zu überwachen, zu untersuchen oder unter­
suchen zu lassen;
3. Verfügungsberechtigte und Besitzer zu verpflichten, bestimmte
Schadorganismen zu bekämpfen oder bekämpfen zu lassen, sowie
bestimmte Pflanzenschutzmittel, Pflanzenschutzgeräte oder Ver­
fahren hierfür vorzuschreiben oder zu verbieten;
4. zur Unterhaltung oberirdischer Gewässer Verpflichtete sowie zu
ihrer Benutzung oder zur Ausübung der Fischerei Berechtigte zu
verpflichten, Ufer- und Gewässergrundstücke auf das Auftreten
des Bisams zu überwachen, sowie zur Unterhaltung oberirdischer
Gewässer Verpflichtete zu verpflichten, den Bisam zu bekämpfen
oder bekämpfen zu lassen;
5. anzuordnen, daß die zuständigen Behörden Pflanzen und Grund­
stücke auf das Auftreten bestimmter Schadorganismen überwa­
chen und bestimmte Schadorganismen bekämpfen;
6. das Vernichten, Entseuchen oder Entwesen von Befallsgegenstän­
den und das Entseuchen oder Entwesen des Bodens, von Kultur­
substraten oder von Gebäuden oder Räumen anzuordnen sowie
bestimmte Mittel, Geräte oder Verfahren hierfür vorzuschreiben
oder zu verbieten;
7. die Verwendung bestimmter Kultursubstrate für die Anzucht oder
den Anbau bestimmter Pflanzen vorzuschreiben oder zu ver­
bieten;
8. die Nutzung befallener, befallsverdächtiger oder befallsgefährde­
ter Grundstücke zu beschränken sowie Vorschriften über die
Sperre solcher Grundstücke zu erlassen;
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9. die Verwendung nicht geeigneten Saat- oder Pflanzguts oder nicht
geeigneter zur Veredlung bestimmter Pflanzenteile zu verbieten
oder zu beschränken;
10. den Anbau bestimmter Pflanzenarten zu verbieten· oder zu be­
schränken;
11. das Inverkehrbringen bestimmter Pflanzen, die zum Anpflanzen,
zur Vermehrung oder zur Veredlung bestimmt sind (Anbaumate­
rial),
a) bei Befall oder Verdacht des Befalls mit bestimmten Schador­
ganismen zu verbieten oder zu beschränken,
b) von dem Ergebnis einer Untersuchung auf Befall mit bestimm­
ten Schadorganismen oder auf Resistenz gegen bestimmte
Schadorganismen oder von einer Genehmigung abhängig zu
machen;
12. anzuordnen, daß befallene, befallsverdächtige oder befallsgefähr­
dete Grundstücke von bestimmten Pflanzen freizumachen oder
freizuhalten sind;
13. das Befördern und das Inverkehrbringen bestimmter Schadorga­
nismen und Befallsgegenstände zu verbieten, zu beschränken oder
von einer Genehmigung oder Anzeige abhängig zu machen;
14. das Züchten und das Halten bestimmter Schadorganismen sowie
das Arbeiten mit ihnen zu verbieten, zu beschränken oder von
einer Genehmigung oder Anzeige abhängig zu machen;
15. anzuordnen, daß Grundstücke, Gebäude, Räume oder Behält­
nisse, die dem Lagern von Pflanzen oder Pflanzenerzeugnissen
dienen, zu entseuchen, zu entwesen oder zu reinigen sind, und
bestimmte Mittel, Geräte oder Verfahren hierfür vorzuschreiben
oder zu verbieten;
16. Vorschriften zum Schutz von Tieren, Pflanzen oder mikroorganis­
men vor ihrer Gefährdung durch Pflanzenschutzmittel oder im
Hinblick auf ihren Nutzen für die Bekämpfung von Schadorganis­
men zu erlassen;
17. Vorschriften über die Verwendung von Tieren, Pflanzen oder
Mikroorganismen zur Bekämpfung bestimmter Schadorganismen
zu erlassen.
(2) Rechtsverordnungen nach Absatz 1 Nr. 3, 6, 15, 16 und 17
bedürfen des Einvernehmens mit den Bundesministern für Jugend,
Familie, Frauen und Gesundheit und für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit, soweit sie sich auf die Anwendung bestimmter
Pflanzenschutzmittel oder anderer Stoffe beziehen.
(3) Die Landesregierungen werden ermächtigt,
1. Rechtsverordnungen nach Absatz 1 zu erlassen, soweit der Bun­
desminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten von seiner
Befugnis keinen Gebrauch macht,
2. durch Rechtsverordnung, soweit es zur Erfüllung der in § 1
genannten Zwecke erforderlich ist,
a) in Gebieten, die für den Anbau bestimmter Pflanzenarten
besonders geeignet sind, den Anbau bestimmter Pflanzenarten
zu verbieten oder die Verwendung bestimmten Saat- oder
Pflanzguts sowie bestimmte Anbaumethoden vorzuschreiben,
b) vorzuschreiben, daß Pflanzen oder Pflanzenerzeugnisse nur in
bestimmter Art und Weise gelagert werden dürfen.
Sie können durch Rechtsverordnung diese Befugnis auf oberste Lan­
desbehörden oder andere Behörden übertragen und dabei bestimmen, 
daß diese ihre Befugnis durch Rechtsverordnung auf nachgeordnete 
oder ihrer Aufsicht unterstehende Behörden weiter übertragen 
können. 
§4
Pflanzenbeschau 
Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten wird 
ermächtigt, soweit es zum Schutz gegen die Gefahr der Einschleppung 
oder Verschleppung von Schadorganismen erforderlich ist, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
1. die Einfuhr, Durchfuhr oder Ausfuhr von Schadorganismen und
Befallsgegenständen
a) zu verbieten oder zu beschränken,
b) von einer Genehmigung oder Anzeige, vom Nachweis einer
durchgeführten Entseuchung oder Entwesung oder von der
Vorlage eines amtlichen Pflanzengesundheitszeugnisses
abhängig zu machen;
2. Vorschriften über die amtliche Beobachtung der Befallsgegen­
stände oder die Vernichtung der Schadorganismen oder Befallsge­
genstände zu erlassen.
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§5
Eilfälle 
(1) Bei Gefahr im Verzuge kann der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten Rechtsverordnungen nach § 3 Abs. 1 und 
2 und § 4 ohne Zustimmung des Bundesrates und ohne Einvernehmen 
mit anderen Bundesministern erlassen; sie treten spätestens sechs 
Monate nach ihrem Inkrafttreten außer Kraft. Ihre Geltungsdauer 
kann nur mit Zustimmung des Bundesrates verlängert werden.
(2) Die zuständigen Behörden können bei Gefahr im Verzuge Maß­
nahmen nach § 3 Abs. 1 und § 4 anordnen, soweit ein sofortiges
Eingreifen erforderlich ist.
Dritter Abschnitt 
Anwendung von Pflanzenschutzmitteln 
§6
Allgemeines 
(1) Pflanzenschutzmittel dürfen nur nach guter fachlicher Praxis
angewandt werden. Zur guten fachlichen Praxis gehört, daß die
Grundsätze des integrierten Pflanzenschutzes berücksichtigt werden.
Pflanzenschutzmittel dürfen nicht angewandt werden, soweit der
Anwender damit rechnen muß, daß ihre Anwendung schädliche Aus­
wirkungen auf die Gesundheit von Mensch oder Tier oder auf Grund­
wasser oder sonstige erhebliche schädliche Auswirkungen, insbeson­
dere auf den Naturhaushalt hat. Enthält die Gebrauchsanleitung 
Anwendungsbestimmungen der Biologischen Bundesanstalt für Land­
und Forstwirtschaft (Biologische Bundesanstalt) nach§ 15 Abs. 3 Satz
2, so darf das Pflanzenschutzmittel nur entsprechend diesen Anwen­
dungsbestimmungen angewandt werden. Die zuständige Behörde 
kann Maßnahmen anordnen, die zur Erfüllung der in den Sätzen 1 bis 
3 genannten Anforderungen erforderlich sind. 
(2) Pflanzenschutzmittel dürfen auf Freilandflächen nur angewandt 
werden, soweit diese landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder gärt­
nerisch genutzt werden. Sie dürfen jedoch nicht in oder unmittelbar an
oberirdischen Gewässern und Küstengewässern angewandt werden. 
(3) Die zuständige Behörde kann Ausnahmen von Absatz 2 geneh­
migen, wenn der angestrebte Zweck vordringlich ist und mit zumutba­
rem Aufwand auf andere Weise nicht erzielt werden kann und über­
wiegende öffentliche Interessen, insbesondere des Schutzes von Tier­
und Pflanzenarten, nicht entgegenstehen. 
§7
Anwendungsverbote 
(1) Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
wirq ermächtigt, soweit es zum Schutz der Gesundheit von Mensch
und Tier oder zum Schutz vor Gefahren, insbesondere für den Natur­
haushalt, erforderlich ist, im Einvernehmen mit den Bundesministern 
für Wirtschaft und für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit sowie 
im Falle der Nummer 1 auch mit dem Bundesminister für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit durch Rechtsverordnung mit
Zustimmung des Bundesrates
1. die Anwendung
a) bestimmter Pflanzenschutzmittel oder von Pflanzenschutzmit­
teln mit bestimmten Stoffen,
b) von Pflanzenschutzmitteln unter Verwendung bestimmter 
Geräte oder Verfahren,
2. den Anbau bestimmter Pflanzenarten auf Grundstücken, deren 
Böden mit bestimmten Pflanzenschutzmitteln behandelt worden
sind,
3. das Abgeben von Pflanzenschutzmitteln, die unter eine Regelung 
nach Nummer 1 Buchstabe a fallen, an den Anwender,
4. die Einfuhr von Saatgut, Pflanzgut oder Kultursubstraten, in oder
auf denen Pflanzenschutzmittel vorhanden sind, die unter eine
Regelung nach Nummer 1 Buchstabe a fallen,
zu verbieten, zu beschränken oder von einer Genehmigung oder 
Anzeige abhängig zu machen; dabei kann vorgesehen werden, daß die 
Genehmigung von der Biologischen Bundesanstalt zu erteilen und die 
Anzeige ihr gegenüber zu erstatten ist. 
(2) Soweit durch Rechtsverordnung nach Absatz 1 Nr. 1 die Anwen­
dung von Pflanzenschutzmitteln beschränkt wird, können insbeson­
dere Zweck, Art, Zeit, Ort und Verfahren der Anwendung des
Pflanzenschutzmittels vorgeschrieben oder verboten sowie die aufzu­
wendende Menge und nach der Anwendung einzuhaltende Wartezei­
ten vorgeschrieben werden. 
(3) Das bei der Zulassung eines Pflanzenschutzmittels vorgesehene 
Anwendungsgebiet darf durch Rechtsverordnung nach Absatz 1 Nr. 1
nicht ausgeschlossen werden, es sei denn, daß zuvor die Zulassung 
unter Anordnung der sofortigen Vollziehbarkeit zurückgenommen 
oder widerrufen worden ist. Wird die Rücknahme oder der Widerruf 
der Zulassung unanfechtbar aufgehoben, so ist die Rechtsverordnung 
insoweit nicht mehr anzuwenden.
(4) Bei Gefahr im Verzuge kann der Bundesminister für Ernährung,
Landwirtschaft und Forsten Rechtsverordnungen nach Absatz 1 ohne
Zustimmung des Bundesrates und ohne Einvernehmen mit anderen 
Bundesministern erlassen; sie treten spätestens sechs Monate nach 
ihrem Inkrafttreten außer Kraft. Ihre Geltungsdauer kann nur mit 
Zustimmung des Bundesrates verlängert werden. 
(5) Die Landesregierungen werden ermächtigt, Rechtsverordnun­
gen nach Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe b zu erlassen, soweit der Bundes­
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten von seiner Befug­
nis keinen Gebrauch macht.
§8
Weitergehende Länderregelungen 
Befugnisse der Länder, 
1. Vorschriften zu erlassen, die über § 6 Abs. 2 hinausgehen, oder 
2. a) die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln unter Verwendung 
bestimmter Geräte oder Verfahren oder 
b) den Anbau bestimmter Pflanzenarten auf Grundstücken,
deren Böden mit bestimmten Pflanzenschutzmitteln behandelt
worden sind, 
zu verbieten, zu beschränken oder von einer Genehmigung oder 
Anzeige abhängig zu machen, 
bleiben unberührt. 
§9
Anzeige 
Wer Pflanzenschutzmittel für andere - außer gelegentlicher Nachbar­
schaftshilfe - anwenden will, hat dies der für den Betriebssitz und der 
für den Ort der Tätigkeit zuständigen Behörde vor Aufnahme der 
Tätigkeit anzuzeigen. Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung die näheren Vorschriften über die Anzeige 
und das Anzeigeverfahren zu erlassen. Sie können durch Rechtsver­
ordnung diese Befugnis auf oberste Landesbehörden übertragen. 
§ 10
Persönliche Anforderungen 
(1) Wer
1. Pflanzenschutzmittel in einem Betrieb der Landwirtschaft, des 
Gartenbaus oder der Forstwirtschaft anwendet, 
2. eine nach § 9 anzeigepflichtige Tätigkeit ausübt oder 
3. Personen anleitet oder beaufsichtigt, die eine Tätigkeit nach Num-
mer 1 oder 2 im Rahmen eines Ausbildungsverhältnisses ausüben, 
muß die dafür erforderliche Zuverlässigkeit und die dafür erforderli­
chen fachlichen Kenntnisse und Fertigkeiten haben und dadurch die 
Gewähr dafür bieten, daß durch die Anwendung von Pflanzenschutz­
mitteln keine vermeidbaren schädlichen Auswirkungen auf die 
Gesundheit von Mensch und Tier oder keine sonstigen vermeidbaren 
schädlichen Auswirkungen, insbesondere auf den Naturhaushalt, auf­
treten. 
(2) Die zuständige Behörde kann die in Absatz 1 bezeichneten
Tätigkeiten ganz oder teilweise untersagen, wenn Tatsachen die 
Annahme rechtfertigen, daß derjenige, der diese Tätigkeit ausübt, die
dort genannten Voraussetzungen nicht erfüllt.
(3) Die erforderlichen fachlichen Kenntnisse und Fertigkeiten sind
der zuständigen Behörde auf Verlangen nachzuweisen. Die Bundesre­
gierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung
des Bundesrates nähere Vorschriften über Art und Umfang der erfor­
derlichen fachlichen Kenntnisse und Fertigkeiten sowie über das
Verfahren für deren Nachweis zu erlassen. Die Landesregierungen 
werden ermächtigt, Rechtsverordnungen nach Satz 2 zu erlassen, 
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soweit die Bundesregierung von ihrer Befugnis keinen Gebrauch 
macht. Sie können durch Rechtsverordnung ihre Befugnis auf oberste 
Landesbehörden übertragen. 
Vierter Abschnitt 
Verkehr mit Pflanzenschutzmitteln 
§ 11
Zulassungsbedürftigkeit 
(1) Pflanzenschutzmittel dürfen nur in den Verkehr gebracht oder
eingeführt werden, wenn sie von der Biologischen Bundesanstalt
zugelassen sind. Dies gilt nicht
1. für Pflanzenschutzmittel, die für die Ausfuhr bestimmt sind oder
sich im Falle der Einfuhr in einem Freihafen oder als Zollgut unter
zollamtlicher Überwachung befinden,
2. für Wachstumsregler, die für die Anwendung an abgeschnittenen
Zierpflanzen außer Anbaumaterial bestimmt sind,
3. für Mittel, die zur Bekämpfung pflanzlicher Mikroorganismen
a) innerhalb geschlossener Räume oder Rohrsysteme in Betrie­
ben und Anlagen, die einer gewerbe-, bergbau-, atom- oder
gesundheitsrechtlichen Aufsicht unterliegen, oder
b) in Anlagen des sanitären Bereichs
bestimmt sind.
(2) Die Biologische Bundesanstalt kann das Inverkehrbringen oder
die Einfuhr nicht zugelassener Pflanzenschutzmittel genehmigen
1. für Forschungs-, Untersuchungs- oder Versuchszwecke,
2. bei Gefahr im Verzuge für die Bekämpfung bestimmter Schador­
ganismen und
3. zur Anwendung an Pflanzen oder Pflanzenerzeugnissen, die für·
die Ausfuhr bestimmt sind, außer Lebensmitteln und Futtermit­
teln. 
(3) Saatgut und Kultursubstrate, die Pflanzenschutzmittel enthalten
oder denen Pflanzenschutzmittel anhaften, dürfen nur in den Verkehr
gebracht oder eingeführt werden, wenn die Pflanzenschutzmittel zuge­
lassen sind oder in ihrer Zusammensetzung und Wirkung einem
zugelassenen Pflanzenschutzmittel entsprechen. Absatz 1 Satz 2 und
Absatz 2 gelten entsprechend.
§ 12
Zulassungsantrag 
(1) Die Zulassung kann beantragen
1. der Hersteller
2. der Vertriebsunternehmer, wenn er das Pflanzenschutzmittel ein­
malig in den Verkehr bringen will, oder
3. der Einführer.
(2) Wer in einem Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaften
weder Wohnsitz noch Niederlassung hat, kann die Zulassung nur
beantragen, wenn er einen Vertreter mit Wohnsitz oder Geschäfts­
raum im Geltungsbereich dieses Gesetzes bestellt hat. Dieser ist im 
Zulassungsverfahren zur Vertretung befugt.
(3) Der Antrag muß enthalten:
1. den Namen und die Anschrift des Antragstellers,
2. die Bezeichnung des Pflanzenschutzmittels,
3. Angaben über die Zusammensetzung nach Art und Menge mit den
gebräuchlichen wissenschaftlichen Bezeichnungen,
4. Angaben über die Anwendungsgebiete,
5. Angaben über die Gefahren, die für die Gesundheit von Mensch
und Tier, und über sonstige Gefahren, die insbesondere für den
Naturhaushalt auftreten können,
6. Angaben über Verfahren zur sachgerechten Beseitigung oder
Neutralisierung,
7. den Entwurf der Gebrauchsanleitung,
8. die für die Behältnisse und äußeren Umhüllungen oder für Pak­
kungsbeilagen vorgesehene Kennzeichnung,
9. Angaben über die Art der Verpackung und
10. Angaben über ein geeignetes, mit allgemein gebräuchlichen Gerä­
ten und vertretbarem Aufwand durchführbares Analyseverfahren,
mit dem Rückstände des Pflanzenschutzmittels einschließlich
gesundheitlich erheblicher Abbau- und Reaktionsprodukte zuver­
lässig bestimmt werden können.
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Dem Antrag sind die zum Nachweis der Zulassungsvoraussetzungen 
erforderlichen Unterlagen und Proben beizufügen. 
§ 13
Verwendung von Unterlagen 
eines Vorantragstellers 
(1) Unterlagen nach § 12 Abs. 3 Satz 2, die Tierversuche vorausset­
zen, sind nicht erforderlich, soweit der Biologischen Bundesanstalt
ausreichende Erkenntnisse vorliegen. Stammen diese Erkenntnisse
aus Unterlagen eines anderen Antragstellers (Vorantragsteller), so
teilt die Biologische Bundesanstalt diesem und dem Antragsteller mit,
welche Unterlagen eines Vorantragstellers sie zugunsten des Antrag­
stellers zu verwerten beabsichtigt, sowie jeweils Name und Anschrift
des anderen. Satz 2 gilt nicht, wenn die Zulassung des Pflanzenschutz­
mittels des Vorantragstellers länger als zehn Jahre zurückliegt. Unter­
lagen nach § 12 Abs. 3 Satz 2, die keine Tierversuche voraussetzen,
sind nicht erforderlich, soweit der Biologischen Bundesanstalt ausrei­
chende Erkenntnisse vorliegen und wenn, sofern die Erkenntnisse aus
Unterlagen eines Vorantragstellers stammen, dieser der Verwertung
schriftlich zugestimmt hat oder die Zulassung des Pflanzenschutzmit­
tels des Vorantragstellers länger als zehn Jahre zurückliegt.
(2) Der Vorantragsteller kann der Verwertung seiner Unterlagen im
Falle des Absatzes 1 Satz 1 innerhalb einer Frist von drei Monaten
nach Zugang der Mitteilung nach Absatz 1 Satz 2 widersprechen. Im 
Falle des Widerspruchs ist das Zulassungsverfahren für einen Zeit­
raum von fünf Jahren nach Stellung des Zulassungsantrags, längstens
jedoch bis zum Ablauf von zehn Jahren nach der Zulassung des
Pflanzenschutzmittels des Vorantragstellers, auszusetzen. Würde der
Antragsteller für die Beibringung eigener Unterlagen einen kürzeren
Zeitraum benötigen, so ist das Zulassungsverfahren nur für diesen
Zeitraum auszusetzen. Vor Aussetzung des Zulassungsverfahrens sind
der Antragsteller und der Vorantragsteller zu hören.
(3) Wird das Pflanzenschutzmittel im Falle des Absatzes 2 vor 
Ablauf von zehn Jahren nach der Zulassung des Pflanzenschutzmittels
des Vorantragstellers unter Verwertung seiner Unterlagen zugelassen,
so hat er gegen den Antragsteller Anspruch auf eine Vergütung in
Höhe von 50 vom Hundert der vom Antragsteller durch die Verwer­
tung ersparten Aufwendungen. Der Vorantragsteller kann dem
Antragsteller das Inverkehrbringen des Pflanzenschutzmittels untersa­
gen, solange dieser nicht die Vergütung gezahlt oder für sie in ange­
messener Höhe Sicherheit geleistet hat.
§ 14
Nachforderungen 
(1) Sollen Unterlagen verwertet werden, die die Biologische Bun­
desanstalt nach § 15 Abs. 5 vom Vorantragsteller nachgefordert hat,
so beginnen die Zehnjahresfristen nach § 13 mit dem von der Biologi­
schen Bundesanstalt für die Vorlage der Unterlagen festgesetzten
Zeitpunkt.
(2) Müssen zum Nachweis der Zulassungsvoraussetzungen für
bereits zugelassene Pflanzenschutzmittel von mehreren Zulassungsin­
habern inhaltlich gleiche Unterlagen nach § 15 Abs. 5 nachgefordert
werden, so teilt die Biologische Bundesanstalt jedem Zulassungsinha­
ber mit, welche J)nterlagen für die weitere Beurteilung erforderlich
sind, sowie Name und Anschrift der übrigen beteiligten Zulassungsin­
haber. Die Biologische Bundesanstalt gibt den beteiligten Zulassungs­
inhabern Gelegenheit, sich innerhalb einer von ihr zu bestimmenden
Frist zu einigen, wer die Unterlagen vorlegt. Kommt eine Einigung
nicht zustande, so entscheidet die Biologische Bundesanstalt und
unterrichtet hiervon unverzüglich alle Beteiligten. Diese sind, sofern
sie nicht den Widerruf der Zulassung ihres Pflanzenschutzmittels
beantragen, verpflichtet, sich jeweils mit einem der Zahl der beteilig­
ten Zulassungsinhaber entsprechenden Bruchteil an den Aufwendun­
gen für die Erstellung der Unterlagen zu beteiligen; sie haften als
Gesamtschuldner. Die Sätze 1 bis 4 gelten entsprechend, wenn inhalt­
lich gleiche Unterlagen von mehreren Antragstellern in laufenden
Zulassungsverfahren gefordert werden.
§ 15
Zulassung 
(1) Die Biologische Bundesanstalt erteilt dem Antragsteller die
Zulassung, wenn der Antrag den Anforderungen des § 12 entspricht
und die Prüfung des Pflanzenschutzmittels ergibt, daß
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1. das Pflanzenschutzmittel nach dem Stande der wissenschaftlichen
Erkenntnisse und der Technik hinreichend wirksam ist,
2. die Erfordernisse des Schutzes der Gesundheit von Mensch und
Tier beim Verkehr mit gefährlichen Stoffen nicht entgegenstehen
und
3. das Pflanzenschutzmittel bei bestimmungsgemäßer und sachge­
rechter Anwendung oder als Folge einer solchen Anwendung
a) keine schädlichen Auswirkungen auf die Gesundheit von
Mensch und Tier und auf Grundwasser hat und
b) keine sonstigen Auswirkungen, insbesondere auf den Natur­
haushalt, hat, die nach dem Stande der wissenschaftlichen
Erkenntnisse nicht vertretbar sind.
(2) Die Biologische Bundesanstalt entscheidet über das Vorliegen
der Voraussetzungen
1. nach Absatz 1 Nr. 2 und 3 hinsichtlich der Gesundheit im Einver­
nehmen mit dem Bundesgesundheitsamt,
2. nach Absatz 1 Nr. 3 hinsichtlich der Vermeidung von Schäden
durch Belastung des Wassers und der Luft sowie durch Abfälle des 
Pflanzenschutzmittels im Einvernehmen mit dem Umweltbun­
desamt.
(3) Die Biologische Bundesanstalt hat die Zulassung
1. mit den zum Schutz der Gesundheit von Mensch und Tier und den 
zhum Schutz vor sonstigen schädlichen Auswirkungen, insbeson­
dere auf den Naturhaushalt, erforderlichen Auflagen, insbeson­
dere
a) über die Fassung der Gebrauchsanleitung mit Angaben über
aa) die bestimmungsgemäße und sachgerechte Anwendung,
bb) mögliche schädliche Auswirkungen auf die Gesundheit
von Mensch und Tier sowie sonstige schädliche Auswir-
kungen, insbesondere auf den Naturhaushalt, 
cc) Vorsichtsmaßnahmen sowie Sofortmaßnahmen bei Un­
fällen,
dd) die sachgerechte Beseitigung oder Neutralisierung und
b) bei Packungen, die für den Haus- und Kleingartenbereich
vorgesehen sind, über gebrauchsfertige Mischungen, Konzen­
trate oder Anwendeformen (Formulierungen) oder über Ein­
richtungen, die eine genaue Dosierung ermöglichen, sowie
2. mit dem Vorbehalt der nachträglichen Aufnahme, Änderung oder 
Ergänzung von Auflagen nach Nummer 1
zu verbinden. Dabei kann die Biologische Bundesanstalt, soweit es für 
die aufgeführten Schutzzwecke erforderlich ist, Anwendungsbestim­
mungen festsetzen, die in die Gebrauchsanleitung unter der Über­
schrift: ,,Von der Biologischen Bundesanstalt für Land- und Forst­
wirtschaft festgesetzte Anwendungsbestimmungen" deutlich getrennt 
von den übrigen Angaben und sonstigen Aufschriften aufzunehmen 
und mit einem Hinweis auf die Androhung von Geldbuße bei Verstö­
ßen zu versehen sind. 
(4) Der Antragsteller hat der Biologischen Bundesanstalt Änderun­
gen gegenüber den Angaben und Unterlagen nach § 12 Abs. 3
unverzüglich anzuzeigen.
(5) Die Biologische Bundesanstalt kann vom Zulassungsinhaber
zum Nachweis der Zulassungsvoraussetzungen Angaben, Unterlagen
und Proben nachfordern, soweit neue Erkenntnisse eine Überprüfung
der Zulassung erfordern.
§ 16
Ende der Zulassung 
(1) Die Zulassung endet zehn Jahre nach Ablauf des Jahres, in dem 
sie erteilt worden ist; sie kann erneut erteilt werden. Im Einzelfall 
kann die Biologische Bundesanstalt eine kürzere Zulassungsdauer
festsetzen.
(2) Die Zulassung kann außer in den Fällen des § 49 Abs. 2 Satz 1
des Verwaltungsverfahrensgesetzes widerrufen werden, wenn der
Inhaber der Zulassung es beantragt.
§ 17
Einzelheiten des Verfahrens 
(1) Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten
wird ermächtigt, im Einvernehmen mit den Bundesministern für
Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit und für Umwelt, Natur­
schutz und Reaktorsicherheit durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrates das Verfahren der Zulassung von Pflanzen­
schutzmitteln, insbesondere Art und Umfang der Unterlagen und 
Proben nach § 12 Abs. 3 Satz 2, zu regeln. 
(2) Die B(ologische Bundesanstalt macht die Zulassung von Pflan­
zenschutzmitteln und das Ende der Zulassung im Bundesanzeiger
bekannt. 
§ 18
Zulassung außerhalb des Geltungsbereichs 
Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesra­
tes zu bestimmen, daß außerhalb des Geltungsbereichs dieses Geset­
zes erteilte Zulassungen von Pflanzenschutzmitteln der Zulassung 
durch die Biologische Bundesanstalt gleichstehen, wenn gewährleistet 
ist, daß die Pflanzenschutzmittel den Anforderungen des § 15 Abs. 1 
entsprechen; er kann hierbei die Verwendung bestimmter Angaben 
auf den Behältnissen und äußeren Umhüllungen oder auf Packungs­
beilagen vorschreiben. 
§ 19
Meldepflicht 
(1) Jährlich bis zum 30. Juni, erstmals zum 30. Juni 1988, haben der
Biologischen Bundesanstalt für das vorangegangene Kalenderjahr zu 
melden:
1. der Hersteller von Pflanzenschutzmitteln,
2. der Vertriebsunternehmer, wenn er Pflanzenschutzmittel erstmals
in den Verkehr gebracht hat, oder
3. bei der Einfuhr von Pflanzenschutzmitteln derjenige, der die Ware
in den freien Verkehr überführt oder überführen läßt,
Art und Menge der Wirkstoffe der von ihm an Empfänger mit 
Wohnsitz oder Sitz im Geltungsbereich dieses Gesetzes abgegebenen 
und der von ihm ausgeführten Pflanzenschutzmittel. 
(2) Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten
wird ermächtigt, im Einvernehmen mit den Bundesministern für
Wirtschaft, für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit und für
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit durch Rechtsverord­
nung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf,
1. näheres über Inhalt und Form der Meldungen zu regeln,
2. die Meldepflicht von der Überschreitung einer bestimmten Menge
abhängig zu machen, soweit dadurch die in§ 1 genannten Zwecke
nicht beeinträchtigt werden.
§ 20
Kennzeichnung 
(1) Die Vorschriften der §§ 13 bis 15 des Chemikaliengesetzes über
die Kennzeichnung sind auf das Inverkehrbringen von Pflanzen­
schutzmitteln, die keine Stoffe oder Zubereitungen im Sinne des § 3
Nr. 1 oder 2 des Chemikaliengesetzes sind, sowie auf das Inverkehr­
bringen von Pflanzenschutzmitteln durch Vertriebsunternehmer ent­
sprechend anzuwenden.
(2) Pflanzenschutzmittel dürfen vom Hersteller, Vertriebsunterneh­
mer oder Einführer gewerbsmäßig oder im Rahmen sonstiger wirt­
schaftlicher Unternehmungen nur in den Verkehr gebracht werden,
wenn zusätzlich zu der Kennzeichnung nach den §§ 13 und 14 des
Chemikaliengesetzes auf den Behältnissen und abgabefertigen Pak­
kungen in deutscher Sprache und in deutlich sichtbarer, leicht lesbarer
Schrift unverwischbar angegeben sind:
1. die Bezeichnung des Pflanzenschutzmittels,
2. die Zulassungsnummer,
3. der Name und die Anschrift des in einem Mitgliedstaat der Euro­
päischen Gemeinschaften ansässigen Herstellers oder Vertriebs­
unternehmers und des Einführers,
4. die Wirkstoffe nach Art und Menge,
5. das Verfallsdatum bei Pflanzenschutzmitteln mit begrenzter Halt­
barkeit,
6. 
\
die Gebrauchsanleitung entsprechend den Auflagen nach § 15
�bs. 3,
7. nach§ 3 Abs. 1 Nr. 3 und§ 7 Abs. 1 Nr. 1 und 2 erlassene Verbote
oder Beschränkungen.
§ 15 des Chemikaliengesetzes gilt entsprechend.
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(3) Absatz 2 gilt nicht für Pflanzenschutzmittel, die für die Ausfuhr
bestimmt sind oder sich im Falle der Einfuhr in einem Freihafen oder
als Zollgut unter zollamtlicher Überwachung befinden. Absatz 2 Nr. 2
und 6 gilt nicht für Wachstumsregler nach § 11 Abs. 1 Nr. 2, die
entsprechend ihrem Anwendungszweck kenntlich gemacht sind.
(4) Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten
wird ermächtigt, im Einvernehmen mit den Bundesministern für
Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit und für Umwelt, Natur­
schutz und Reaktorsicherheit durch Rechtsverordnung mit Zustim­
mung des Bundesrates
1. Ausnahmen für das Anbringen der Angaben nach Absatz 2 Nr. 5
bis 7 auf den Behältnissen oder Packungen zur Erleichterung der
Lesbarkeit zuzulassen, soweit dadurch die in § 1 genannten
Zwecke nicht beeinträchtigt werden,
2. die Kennzeichnung nach Absatz 2 auch für das Inverkehrbringen
von Kultursubstraten, die Pflanzenschutzmittel enthalten, vorzu­
schreiben, soweit es zur Erfüllung der in § 1 genannten Zwecke
erforderlich ist.
§ 21
Verbotene Angaben 
Beim gewerbsmäßigen Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln 
und in der Werbung für Pflanzenschutzmittel dürfen keine Angaben 
verwendet werden, die darauf hindeuten, daß diese Mittel auch für 
andere Pflanzen oder Pflanzenerzeugnisse, in größerer Menge, in 
höherer Konzentration, zu anderer Zeit oder unter Einhaltung kürze­
rer Wartezeiten angewandt werden können, als sich aus der 
Gebrauchsanleitung ergibt. Dies gilt nicht für Pflanzenschutzmittel, 
die für die Ausfuhr bestimmt sind. 
§ 22
Abgabe im Einzelhandel 
(1) Pflanzenschutzmittel dürfen im Einzelhandel nicht durch Auto­
maten oder durch andere Formen der Selbstbedienung in den Verkehr
gebracht werden. Dies gilt nicht für Wachstumsregler, die für die
Anwendung an abgeschnittenen Zierpflanzen außer Anbaumaterial
bestimmt sind.
(2) Die Abgabe von Pflanzenschutzmitteln im Einzelhandel ist von
der zuständigen Behörde ganz oder teilweise zu untersagen, wenn
Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß der Gewerbetreibende
oder derjenige, der für ihn Pflanzenschutzmittel abgibt, nicht die für
eine sachgerechte Unterrichtung des Erwerbers über die Anwendung
der Pflanzenschutzmittel und die damit verbundenen Gefahren erfor­
derlichen fachlichen Kenntnisse hat.
(3) Die erforderlichen fachlichen Kenntnisse sind der zuständigen
Behörde auf Verlangen nachzuweisen. § 10 Abs. 3 Satz 2 bis 4 gilt
entsprechend.
§ 23
Ausfuhr 
(1) Pflanzenschutzmittel dürfen gewerbsmäßig oder im Rahmen son­
stiger wirtschaftlicher Unternehmungen nur ausgeführt werden, wenn
1. auf den Behältnissen und abgabefertigen Packungen in deutlich
sichtbarer, leicht lesbarer Schrift unverwischbar die Angaben nach
§ 20 Abs. 2 Nr. 1, 4 und 5 gemacht sind und
2. den Behältnissen und abgabefertigen Packungen eine Gebrauchs-
anleitung mit Angaben über
a) die bestimmungsgemäße und sachgerechte Anwendung,
b) mögliche schädliche Auswirkungen auf die Gesundheit von
Mensch und Tier sowie auf den Naturhaushalt,
c) Vorsichtsmaßnahmen sowie Sofortmaßnahmen bei Unfällen,
d) die sachgerechte Beseitigung oder Neutralisierung
beigefügt ist.
Im übrigen sollen bei der Ausfuhr internationale Vereinbarungen, 
insbesondere der Verhaltenskodex für das Inverkehrbringen und die 
Anwendung von Pflanzenschutz- und Schädlingsbekämpfungsmitteln 
der Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten 
Nationen, berücksichtigt werden. 
(2) Für die Ausfuhr bestimmte Pflanzenschutzmittel, die
1. nicht zugelassen sind,
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2. nicht nach § 20 Abs. 2 Nr. 2, 6 und 7 gekennzeichnet sind oder
3. mit Angaben nach § 21 versehen sind,
sind von den für die Anwendung innerhalb des Geltungsbereichs 
dieses Gesetzes bestimmten Pflanzenschutzmitteln getrennt zu halten 
und entsprechend kenntlich zu machen. Satz 1 Nr. 2 gilt entsprechend 
für Kultursubstrate, für die die Kennzeichnung in einer Rechtsverord­
nung nach § 20 ABs. 45 Nr. 2 vorgeschrieben worden ist. 
(3) Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten
wird ermächtigt, soweit dies zur Abwehr erheblicher, auf andere
Weise nicht zu behebender Gefahren für die Gesundheit von Mensch
oder Tier oder sonstiger Gefahren, insbesondere für den Naturhaus­
halt, erforderlich ist, im Einvernehmen mit den Bundesministern für
Wirtschaft, Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit, für Umwelt,
Naturschutz und Reaktorsicherheit und für wirtschaftliche Zusam­
menarbeit durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates
die Ausfuhr bestimmter Pflanzenschutzmittel oder von Pflanzen­
schutzmitteln mit bestimmten Stoffen in Staaten außerhalb der Euro­
päischen Gemeinschaften zu verbieten.
Fünfter Abschnitt 
Pflanzenschutzgeräte 
§ 24
Inverkehrbringen 
Pflanzenschutzgeräte dürfen nur in den Verkehr gebracht werden, 
wenn sie so beschaffen sind, daß ihre bestimmungsgemäße und sach­
gerechte Verwendung beim Ausbringen von Pflanzenschutzmitteln 
keine schädlichen Auswirkungen auf die Gesundheit von Mensch und 
Tier und auf Grundwasser sowie keine sonstigen schädlichen Auswir­
kungen, insbesondere auf den Naturhaushalt, hat, die nach dem 
Stande der Technik vermeidbar sind. 
§ 25
Erklärung 
(1) Vor dem erstmaligen Inverkehrbringen von Pflanzenschutzgerä­
ten außer Kleingeräten hat der Hersteller, der Vertriebsunternehmer,
wenn er das Pflanzenschutzgerät erstmalig in den Verkehr bringen
will, oder der Einführer der Biologischen Bundesanstalt zu erklären,
daß der Gerätetyp den Anforderungen nach § 24 entspricht.
(2) die Erklärung muß enthalten:
1.. den Namen und die Anschrift des Herstellers, Vertriebsunterneh-
. mers oder Einführers, 
2. die Bezeichnung des Gerätetyps und den Verwendungsbereich.
(3) Der Erklärung müssen beigefügt sein:
1. die Gebrauchsanleitung,
die Beschreibung des Gerätetyps und
3. die sonstigen für die Beurteilung erforderlichen Unterlagen.
(4) Bei Änderungen des Gerätetyps, die das Ausbringen der Pflan­
zenschutzmittel beeinflussen, müssen die Unterlagen nach Absatz 3
neu eingereicht oder ergänzt werden.
(5) Die Biologische Bundesanstalt kann auf die Erklärung verzich­
ten, wenn die Pflanzenschutzgeräte für Forschungs-, Untersuchungs-,
Versuchs- oder Ausstellungszwecke bestimmt sind.
§ 26
Pflanzenschutzgeräteliste 
(1) Die Biologische Bundesanstalt führt eine Liste der Gerätetypen,
für die eine Erklärung nach § 25 abgegeben worden ist (Pflanzen­
schutzgeräteliste).
(2) Die Biologische Bundesanstalt macht die Eintragung in die
Pflanzenschutzgeräteliste und die Löschung der Eintragung im Bun­
desanzeiger bekannt.
§ 27
Prüfung 
(1) Die Biologische Bundesanstalt kann Pflanzenschutzgeräte dar­
aufhin prüfen, ob sie den Anforderungen nach § 24 entsprechen. Sie
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hat mit Vorrang die Pflanzenschutzgeräte zu prüfen, für die die 
Erklärung oder die ihr beigefügten Unterlagen zu Bedenken Anlaß 
geben, ob die Pflanzenschutzgeräte den Anforderungen nach § 24 
entsprechen. 
(2) Die Biologische Bundesanstalt kann im Einzelfall anordnen, daß
der Hersteller, Vertriebsunternehmer oder Einführer ihr ein Pflanzen­
schutzgerät zur Prüfung übersendet. 
§ 28
Ergebnis der Prüfung 
Ergibt die Prüfung, daß ein Pflanzenschutzgerät nicht den Anforde­
rungen entspricht, so löscht die Biologische Bundesanstalt die Eintra­
gung in der Pflanzenschutzgeräteliste. Bei leichteren Mängeln kann 
die Biologische Bundesanstalt zunächst von der Löschung absehen 
und dem Hersteller, Vertriebsunternehmer oder Einführer eine ange­
messene Frist zur Beseitigung der Mängel setzen. Bis zum Ablauf der 
Frist dürfen Pflanzenschutzgeräte dieses Gerätetyps abweichend von 
§ 24 mit diesen Mängeln weiterhin in den Verkehr gebracht werden.
§ 29
Gebrauchsanleitung 
Die Gebrauchsanleitung ist beim Inverkehrbringen eines Pflanzen­
schutzgerätes mitzuliefern. Auf ihr sind zusätzlich anzugeben: 
1. der Name und die Anschrift des Herstellers, Vertriebsunterneh­
mers oder Einführers, 
2. die Bezeichnung des Gerätetyps und der Verwendungsbereich. 
§ 30
Ermächtigungen 
(1) Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun­
desrates,
1. soweit es zur Erfüllung des in § 1 Nr. 4 genannten Zwecks 
erforderlich ist, 
a) die Anforderungen an Pflanzenschutzgeräte nach § 24 näher 
festzusetzen,
b) die Verwendung von Pflanzenschutzgeräten zu verbieten, die
den in einer Rechtsverordnung nach Buchstabe a festgesetzten 
Anforderungen nicht entsprechen, 
c) Verfügungsberechtigte und Besitzer zu verpflichten, im 
Gebrauch befindliche Pflanzenschutzgeräte prüfen zu lassen,
2. den Begriff der Kleingeräte nach § 25 Abs. 1 abzugrenzen,
3. das Verfahren der Prüfung von Pflanzenschutzgeräten, insbeson­
dere Art und Umfang der Unterlagen nach§ 25 Abs. 3, zu regeln,
(2) Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverord­
nung, soweit es zur Erfüllung des in § 1 Nr. 4 genannten Zwecks 
erforderlich ist, Verfügungsberechtigte und Besitzer zu verpflichten, 
im Gebrauch befindliche Pflanzenschutzgeräte prüfen zu Jassen und
das Verfahren hierfür zu regeln, soweit der Bundesminister für Ernäh­
rung, Landwirtschaft und Forsten von seiner Befugnis keinen 
Gebrauch macht. Dabei können sie auch bestimmen, daß die Prüfung
durch amtlich anerkannte Kontrollwerkstätten vorgenommen wird,
sowie die Anforderung an die Anerkennung, den Verlust der Aner­
kennung und das Verfahren zur Anerkennung regeln. Die Landesre­
gierungen können durch Rechtsverordnung diese Befugnis auf oberste 
Landesbehörden übertragen und dabei bestimmen, daß diese ihre
Befugnis durch Rechtsverordnung auf nachgeordnete oder ihrer Auf­
sicht unterstehende Behörden weiter übertragen können.
Sechster Abschnitt 
Pflanzenstärkungsmittel 
§ 31
(1) Pflanzenstärkungsmittel dürfen nur in den Verkehr gebracht
werden, wenn der Hersteller, Vertriebsunternehmer oder Einführer
sie bei der Biologischen Bundesanstalt angemeldet hat. Bei der
Anmeldung sind anzugeben:
1. der Name und die Anschrift des Anmelders,
2. die Bezeichnung des Pflanzenstärkungsmittels,
3. Angaben über die Zusammensetzung nach Art und Menge mit den
gebräuchlichen wissenschaftlichen Bezeichnungen,
4. die Gebrauchsanleitung und
5. die für die Behältnisse und äußeren Umhüllungen oder für Pak­
kungsbeilagen vorgesehene Kennzeichnung.
(2) Auf Verlangen der Biologischen Bundesanstalt hat der Anmel­
der die für eine Prüfung des Pflanzenstärkungsmittels erforderlichen 
Unterlagen und Proben einzureichen. 
(3) Für die Abgabe von Pflanzenstärkungsmitteln im Einzelhandel
gilt § 22 Abs. 1 Satz 1 entsprechend.
Siebenter Abschnitt 
Entschädigung 
§ 32
(1) Soweit auf Grund dieses Gesetzes Pflanzen oder Pflanzenerzeug­
nisse, die weder befallen noch befallsverdächtig sind, oder sonstige 
Gegenstände, die weder Träger von Schadorganismen sind noch im 
Verdacht stehen, Träger von Schadorganismen zu sein, vernichtet 
werden, ist eine angemessene Entschädigung in Geld zu leisten. Die 
Entschädigung ist unter gerechter Abwägung der Interessen der All­
gemeinheit und der Beteiligten festzusetzen.
(2) Wird durch eine Maßnahme auf Grund dieses Gesetzes dem 
Betroffenen ein Vermögensnachteil zugefügt, der nicht nach Absatz 1 
ab,fugelten ist, so ist eine Entschädigung in Geld zu gewähren, soweit
dies zur Abwendung oder zum Ausgleich unbilliger Härten geboten 
erscheint. 
(3) Eine Entschädigung wird nicht gewährt, wenn der vom Eingriff
Betroffene oder sein Rechtsvorgänger zu der Maßnahme durch eine 
Zuwiderhandlung gegen dieses Gesetz oder gegen eine nach diesem 
Gesetz erlassene Rechtsverordnung oder Anordnung Anlaß gegeben 
hat. 
(4) Für Streitigkeiten über die Entschädigungsansprüche ist der 
ordentliche Rechtsweg gegeben. 
Achter Abschnitt 
Behörden 
§ 33
Biologische Bundesanstalt 
(1) Die Biologische Bundesanstalt ist eine selbständige Bundesober­
behörde im Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung,
Landwirtschaft und Forsten. 
(2) Die Biologische Bundesanstalt hat, zusätzlich zu den Aufgaben,
die ihr durch dieses Gesetz, durch Rechtsverordnungen nach den§§ 7,
17, 19 und 30 Abs. 1 oder durch andere Rechtsvorschriften übertragen
sind oder werden, folgende Aufgaben:
1. die Unterrichtung und Beratung der Bundesregierung auf dem 
Gebiet des Pflanzenschutzes, 
2. Forschung im Rahmen des Zwecks dieses Gesetzes, einschließlich
bibliothekarischer und dokumentarischer Erfassung, Auswertung 
und Bereitstellung von Informationen, 
3. Mitwirkung bei der Überwachung zugelassener Pflanzenschutz­
mittel,
4. Mitwirkung bei der Überwachung der Pflanzenschutzgeräte der in 
die Pflanzenschutzgeräteliste eingetragenen Gerätetypen,
5. die Prüfung von Pflanzenschutzgeräten,
6. die Prüfung und die Entwicklung von Verfahren des Pflanzen­
schutzes, 
7. die Prüfung von Pflanzen auf ihre Widerstandsfähigkeit gegen
Schadorganismen,
8. die Untersuchung von Bienen auf Schäden durch zugelassene 
Pflanzenschutzmittel, 
9. Mitwirkung bei der Bewertung von Stoffen nach dem Chemika­
liengesetz. 
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(3) Die Biologische Bundesanstalt kann prüfen: 
1. Pflanzenschutzmittel, die nicht der Zulassung bedürfen, 
2. Pflanzenstärkungsmittel und andere Stoffe, die zur Anwendung im
Pflanzenbau bestimmt, aber keine Pflanzenschutzmittel sind, 
3. Geräte und Einrichtungen, die im Pflanzenschutz benutzt werden,
aber keine Pflanzenschutzgeräte sind.
(4) Die Biologische Bundesanstalt veröffentlicht eine beschreibende
Liste der zugelassenen Pflanzenschutzmittel und der in die Pflanzen­
schutzgeräteliste eingetragenen Pflanzenschutzgeräte (Beschreibende
Pflanzenschutzliste) mit Angaben über die für die Anwendung der 
Pflanzenschutzmittel und die Verwendung der Pflanzenschutzgeräte 
wichtigen Merkmale und Eigenschaften sowie über die Eignung der
Pflanzenschutzmittel für bestimmte Anwendungsgebiete, Boden- und
Klimaverhältnisse und der Pflanzenschutzgeräte für bestimmte Ver­
wendungsbereiche. In der Beschreibenden Pflanzenschutzliste können 
Prüfungsergebnisse aus der Praxis des Pflanzenschutzes verwertet 
werden. 
(5) Bei der Biologischen Bundesanstalt wird ein Sachverständigen­
ausschuß gebildet, dessen Mitglieder vom Bundesminister für Ernäh­
rung, Landwirtschaft und Forsten berufen werden. Der Sachverstän­
digenausschuß ist zu hören
1. vor der Entscheidung über die Zulassung von Pflanzenschutzmit­
teln nach § 15,
2. vor der Rücknahme oder dem Widerruf einer Zulassung außer bei 
Gefahr im Verzuge.
(6) Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
wird ermächtigt, im Einvernehmen mit den Bundesministern für
Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit und für Umwelt, Natur­
schutz und Reaktorsicherheit durch Rechtsverordnung mit Zustim­
mung des Bundesrates die näheren Vorschriften über den Sachver­
ständigenausschuß zu erlassen. 
§ 34
Durchführung in den Ländern 
(1) In den Länclern obliegt die Durchführung dieses Gesetzes ein­
schließlich der Uberwachung der Einhaltung seiner Vorschriften 
sowie der nach diesem Gesetz erlassenen Rechtsverordnungen und 
erteilten Auflagen den nach Landesrecht zuständigen Behörden. 
(2) Als Pflanzenschutzdienst haben die zuständigen Behörden insbe­
sondere folgende Aufgaben:
1. die Überwachung der Pflanzenbestände sowie der Vorräte von
Pflanzen und Pflanzenerzeugnissen auf das Auftreten von Schad­
organismen, 
2. die Überwachung des Versandes, der Einfuhr, Durchfuhr und 
Ausfuhr von Pflanzen und Pflanzenerzeugnissen im Rahmen des
Pflanzenschutzes sowie die Ausstellung von Pflanzengesundheits­
erzeugnissen, 
3. die Beratung, Aufklärung und Schulung auf dem Gebiet des 
Pflanzenschutzes, einschließlich der Durchführung des Warndien­
stes, 
4. die Berichterstattung über das Auftreten und die Verbreitung von
Schadorganismen,
5. die Prüfung von Pflanzenschutzmitteln, Pflanzenschutzgeräten 
und Verfahren des Pflanzenschutzes, 
6. die Durchführung der für die Aufgaben nach den Nummern 1 bis 5
erforderlichen Untersuchungen und Versuche. 
§ 35
Mitwirkung von Zollstellen 
(1) Der Bundesminister der Finanzen und die von ihm bestimmten 
Zollstellen wirken bei der Überwachung der Einfuhr, Durchfuhr und
Ausfuhr von Schadorganismen und Befallsgegenständen sowie der
Einfuhr von Pflanzenschutzmitteln mit. Für das Gebiet des Freihafens 
Hamburg kann der Bundesminister der Finanzen diese Aufgaben 
durch Vereinbarung mit dem Senat der freien und Hansestadt Ham­
burg dem Freihafenamt übertragen. § 14 Abs. 2 des Finanzverwal­
tungsgesetzes gilt entsprechend. Die genannten Behörden können
Sendungen von Schadorganismen und Befallsgegenständen sowie mit­
geführte Gegenstände dieser Art einschließlich deren Beförderungs­
mittel, Behälter, Lade- und Verpackungsmittel bei der Einfuhr,
Durchfuhr und Ausfuhr zur Überwachung anhalten und im Falle von
Auflagen zur Begasung von Befallsgegenständen diese unter zollamtli­
cher Uberwachung an die nächste Begasungsstelle weiterleiten. 
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(2) Der Bundesminister der Finanzen wird ermächtigt, im Einver­
nehmen mit dem Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates 
die Einzelheiten des Verfahrens der Überwachung zu regeln. Er kann 
dabei insbesondere Pflichten zu Anzeigen, Anmeldungen, Auskünf­
ten und zur Leistung von Hilfsdiensten sowie zur Duldung der Ein­
sichtnahme in Geschäftspapiere und sonstige Unterlagen und zur 
Duldung von Besichtigungen und von Entnahmen unentgeltlicher 
Muster und Proben vorsehen.
§ 36
Einlaßstellen 
Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten gibt 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister der Finanzen im Bundes­
anzeiger die Zollstellen bekannt, bei denen Sendungen von Schador­
ganismen sowie Befallsgegenstände zur Einfuhr, Durchfuhr oder Aus­
fuhr abgefertigt werden, wenn die Einfuhr, Durchfuhr oder Ausfuhr 
durch Rechtsverordnung nach § 4 geregelt ist. 
§ 37
Kosten 
(1) Die Biologische Bundesanstalt erhebt für ihre Amtshandlungen
nach diesem Gesetz Kosten (Gebühren und Auslagen).
(2) Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten
wird ermächtigt, im Einvernehmen mit den Bundesministern der
Finanzen und für Wirtschaft durch Rechtsverordnung, die nicht der
Zustimmung des Bundesrates bedarf, die gebührenpflichtigen Tatbe­
stände zu bestimmen und dabei feste Sätze oder Rahmensätze vorzu­
sehen. Der Nutzen der Pflanzenschutzmittel, Pflanzenschutzgeräte
und Verfahren des Pflanzenschutzes für die Allgemeinheit ist ange­
messen zu berücksichtigen. Die zu erstattenden Auslagen können
abweichend vom Verwaltungskostengesetz geregelt werden.
Neunter Abschnitt 
Auskunftspflicht; 
Straf- und Bußgeldvorschriften 
§ 38
Auskunftspflicht 
(1) Natürliche und juristische Personen und nichtrechtsfähige Perso­
nenvereinigungen haben der zuständigen Behörde auf Verlangen die
Auskünfte zu erteilen, die zur Durchführung der der Behörde durch
dieses Gesetz oder auf Grund dieses Gesetzes übertragenen Aufgaben
erforderlich sind. 
(2) Personen, die von der zuständigen Behörde beauftragt sind,
dürfen im Rahmen des Absatzes 1 Grundstücke, Geschäftsräume,
Betriebsräume und Transportmittel des Auskunftspflichtigen während
der Geschäfts- und Betriebszeit betreten und dort
1. Besichtigungen sowie Untersuchungen auf Schadorganismen vor­
nehmen und Pflanzenschutzgeräte prüfen,
2. Proben ohne Entgelt gegen Empfangsbescheinigung entnehmen
und 
3. geschäftliche Unterlagen einsehen.
Zur Verhütung dringender Gefahren für die öffentliche Sicherheit 
dürfen die Grundstücke, Geschäftsräume, Betriebsräume und Trans­
portmittel auch betreten werden, wenn sie zugleich Wohnzwecken des 
Auskunftspflichtigen dienen. Der Auskunftspflichtige hat die Maß­
nahmen zu dulden, die mit der Überwachung beauftragten Personen 
zu unterstützen und die geschäftlichen Unterlagen vorzulegen. 
..(3) Die von der zuständigen Behörde mit der Durchführung von 
Uberwachungs- und Bekämpfungsmaßnahmen nach § 3 Abs. 1 Nr. 5 
beauftragten Personen dürfen im Rahmen ihres A_uftrages tagsüber an 
Werktagen Grundstücke betreten und dort Uberwachungs- und 
Bekämpfungsmaßnahmen durchführen. Der Verfügungsberechtigte 
oder Besitzer hat diese Maßnahmen zu dulden. 
(4) Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13
des Grundgesetzes) wird im Rahmen der Absätze 2 und 3 einge­
schränkt. 
(5) Der Auskunftspflichtige kann die Auskunft auf solche Fragen
verweigern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen der in § 383 
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Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung bezeichneten Angehörigen 
der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung oder eines Verfahrens nach 
dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 
§ 39
Strafvorschriften 
(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird
bestraft, wer Schadorganismen verbreitet und dadurch
1. Bestände besonders geschützter Pflanzen im Sinne des § 22 des
Bundesnaturschutzgesetzes,
2. absichtlich fremde Pflanzenbestände von bedeutendem Wert oder
3. absichtlich Pflanzenbestände von bedeutendem Wert für Natur­
haushalt oder Landschaftsbild
gefährdet.
(2) Der Versuch ist strafbar.
§ 40
Bußgeldvorschriften 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
1. einer Rechtsverordnung
a) nach den §§ 3, 4, 5 Abs. 1, § 9 Satz 2, den §§ 18, 20 Abs. 1 in
Verbindung mit § 14 Abs. 2 des Chemikaliengesetzes, § 20
Abs. 4 Nr. 2, § 23 Abs. 3 oder § 30 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b 
oder 
b) nach § 7
zuwiderhandelt, soweit sie für einen bestimmten Tatbestand auf 
diese Bußgeldvorschrift verweist, 
2. einer vollziehbaren Anordnung
a) nach§ 5 Abs. 2, § 6 Abs. 1 Satz 5, § 10 Abs. 2 oder§ 22 Abs. 2 
oder
b) auf Grund einer Rechtsverordnung nach § 3 Abs. 1 oder 3,
nach § 5 Abs. 1 in Verbindung mit § 3 Abs. 1 oder nach § 7 
Abs. 1 oder 4 in Verbindung mit Abs. 1, soweit die Rechtsver­
ordnung für einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeld­
vorschrift verweist, 
zuwiderhandelt, 
3. entgegen§ 6 Abs. 1 Satz 4 ein Pflanzenschutzmittel unter Verstoß
gegen die festgesetzten Anwendungsbestimmungen anwendet, 
4. entgegen § 6 Abs. 2 ein Pflanzenschutzmittel anwendet,
5. entgegen § 9 Satz 1 eine Anzeige nicht oder nicht rechtzeitig
erstattet, 
6. entgegen § 11 Abs. 1 Satz 1 ein nicht zugelassenes Pflanzenschutz­
mittel oder entgegen § 11 Abs. 3 Satz 1 Saatgut oder ein Kultur­
substrat in den Verkehr bringt oder einführt, 
7. einer mit einer Genehmigung nach § 11 Abs. 2 verbundenen 
vollziehbaren Auflage oder einer vollziehbaren Auflage nach § 15 
Abs. 3 zuwiderhandelt,
8. entgegen§ 15 Abs. 4 eine Anzeige oder entgegen§ 19 Abs. 1 eine
Meldung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzei­
tig erstattet,
9. entgegen § 20 Abs. 1 in Verbindung mit § 13 Abs. 1 oder 2, § 14
Abs.1 Satz 2 oder § 15 des Chemikaliengesetzes, entgegen § 20
Abs. 2 Satz 1 oder entgegen§ 20 Abs. 2 Satz 2 in Verbindung mit§ 
15 des Chemikaliengesetzes ein Pflanzenschutzmittel ohne die
vorgeschriebene Kennzeichnung in den Verkehr bringt, 
10. der Vorschrift des § 21 Satz 1 über verbotene Angaben zuwider­
handelt,
11. entgegen§ 22 Abs. 1 Satz 1, auch in Verbindung mit§ 31 Abs. 3,
ein Pflanzenschutzmittel oder ein Pflanzenstärkungsmittel durch
einen Automaten oder eine andere Form der Selbstbedienung in
den Verkehr bringt.
12. entgegen§ 23 Abs. 1 Satz 1 ein Pflanzenschutzmittel ausführt oder· 
entgegen § 23 Abs. 2 ein für die Ausfuhr bestimmtes Pflanzen­
schutzmittel oder Kultursubstrat nicht getrennt hält oder nicht 
entsprechend kenntlich macht, 
13. entgegen § 24 ein Pflanzenschutzgerät in den Verkehr bringt, das
einer Rechtsverordnung nach § 30 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a nicht 
entspricht, 
14. entgegen§ 25 Abs. 1 bis 3 in Verbindung mit einer Rechtsverord­
nung nach § 30 Abs. 1 Nr. 2 oder 3 eine Erklärung nicht, nicht
richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig abgibt oder entge­
gen § 25 Abs. 4 Unterlagen nicht einreicht oder nicht ergänzt. 
15. entgegen § 29 Satz 1 die Gebrauchsanleitung nicht mitliefert,
16. entgegen § 31 Abs. 1 Satz 1 ein nicht angemeldetes Pflanzenstär­
kungsmittel in den Verkehr bringt oder 
17. entgegen§ 38 Abs. 1 eine Auskunft nicht, nicht richtig oder nicht
vollständig erteilt, entgegen § 38 Abs. 2 Satz 3 eine Maßnahme 
nicht duldet, eine mit der Überwachung beauftragte Person nicht 
unterstützt oder geschäftliche Unterlagen nicht vorlegt oder entge­
gen § 38 Abs. 3 Satz 2 eine Maßnahme nicht duldet.
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1
bis 4, 6, 7, 9, 10 und 13 mit einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend
Deutsche Mark, in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 5, 8, 11, 12, 14 bis 17
mit einer Geldbuße bis zu zehntausend Deutsche Mark geahndet 
werden.
(3) Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse, Kultursubstrate, Pflanzenschutz­
mittel und Pflanzenschutzgeräte, auf die sich eine Zuwiderhandlung 
nach Absatz 1 Nr. 1 bis 4, 6, 7, 9 oder 13 bezieht, können eingezogen
werden. 
Zehnter Abschnitt 
Schlußbestimmungen 
§ 41
Unberührtheitsklausel 
Unberührt bleiben 
1. das Lebensmittel-und Bedarfsgegenständegesetz,
2. das Bundes-Immissionsschutzgesetz,
3. das Chemikaliengesetz und
4. das Gerätesicherheitsgesetz
sowie die auf diese Gesetze gestützten Rechtsverordnungen.
§ 42
Besondere Vorschriften 
zur Bekämpfung der Reblaus 
Durch Rechtsverordnung des Bundesministers für Ernährung, Land­
wirtschaft und Forsten mit Zustimmung des Bundesrates nach §· 3 
Abs. 1 wird die Bekämpfung der Reblaus (Daktulosphaira vitifoliae 
Fitch) geregelt. Darüber hinaus können die Länder 
1. über Rechtsverordnungen nach § 3 Abs. 1 hinaus weitergehende
Regelungen zur Bekämpfung der Reblaus treffen,
2. die Entschädigung für Maßnahmen zur Bekämpfung der Reblaus 
abweichend von § 32 Abs. 1 bis 3 regeln, 
3. abweichend von § 34 Absatz 2 einen besonderen Rebschutzdienst
einrichten und ihm Aufgaben übertragen, soweit sie den Schutz
der Reben betreffen. 
§ 43
Änderung von Rechtsvorschriften 
(1) Das Chemikaliengesetz vom 16. September 1980 (BGB!. I S. 
1718) wird wie folgt geändert:
1. § 2 Abs. 4 bis 6 wird wie folgt gefaßt: 
,,( 4) Die §§ 4 bis 12, 16 und 23 gelten nicht für Stoffe und 
Zubereitungen, die einem Zulassungsverfahren nach dem Pflan­
zenschutzgesetz vom 15. September 1986 (BGB!. I S. 1505) unter­
liegen. 
(5) § 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 gilt für Stoffe und Zubereitungen
nach Absatz 4 sowie Erzeugnisse, die diese Stoffe oder Zuberei­
tungen enthalten, lediglich insoweit, als Regelungen bei der Her­
stellung getroffen werden.
(6) § 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 gilt für Verfahren, bei denen Stoffe 
oder Zubereitungen nach Absatz 4 oder Erzeugnisse, die diese 
Stoffe oder Zubereitungen enthalten, verwendet werden, lediglich 
insoweit, als Verbote bei der Herstellung getroffen werden."
2. § 5 Abs. 1 Nr. 3 wird wie folgt gefaßt: 
„3. in Mengen von weniger als einer Tonne jährlich je Hersteller in 
den Verkehr gebracht wird." 
3. § 16 Abs. 1 wird wie folgt geändert:
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a) In Nummer 4 wird das Wort „und" durch ein Komma ersetzt;
b) in Nummer 5 wird das Wort „und" angefügt;
c) nach Nummer 5 wird folgende Nummer angefügt: 
,,6. die vom Anmeldepflichtigen selbst veranlaßte Veröffentli­
chung von Angaben, die nach§ 12 Abs. 3 als vertraulich zu 
kennzeichnen waren,". 
4. § 16 Abs. 3 Satz 1 wird wie folgt gefaßt:
,,Wer als Hersteller oder Einführer einen Stoff, der nach§ 5 Abs.
1 Nr. 2 oder 3 von der Anmeldung ausgenommen ist, in den
Verkehr bringt, hat der Anmeldestelle zuvor die Identitätsmerk­
male, die von ihm vorgesehene Kennzeichnung-, die Menge des
Stoffes, die er jährlich in den Verkehr bringen will, sowie die
Menge des Stoffes desselben Herstellers, die insgesamt in den
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften in den Verkehr
gebracht wird, schriftlich mitzuteilen."
5. In§ 19 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 wird das Wort „Pflanzenbehandlungs­
mittel" durch das Wort „Pflanzenschutzmittel" ersetzt.
(2) In § 14 Abs. 1 Nr. 1 des Lebensmittel- und Bedarfsgegenstände­
gesetzes vom 15. August 1974 (BGB!. I S. 1945, 1946), das zuletzt
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 24. August 1976 (BGB!. I S. 2445)
geändert worden ist, wird das Wort „Pflanzenbehandlungsmittel"
durch das Wort „Pflanzenschutzmittel" ersetzt.
§ 44
Aufhebung von Vorschriften 
(1) Es treten außer Kraft:
1. das Pflanzenschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung
vom 2. Oktober 1975 (BGB!. I S. 2591; 1976 I S. 1059; 1979 I S.
· 652), zuletzt geändert durch Artikel 26 Abs. 1 des Gesetzes vom
18. Februar 1986 (BGBI. I S. 265),
2. § 1 Abs. 3 des DDT-Gesetzes vom 7. August 1972 (BGBI. I S.
1385), das durch Artikel 50 des Gesetzes vom 2. März 1974
(BGB!. I S. 469) geändert worden ist.
(2) Mit Ablauf des 30. Juni 1987 treten außer Kraft:
1. das Reblausgesetz in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede­
rungsnummer 7823-2, veröffentlichten bereinigten Fassung,
zuletzt geändert durch Artikel 205 des Gesetzes vom 2. März 1974
(BGBI. I S. 469),
2. die Verordnung zur Ausführung des Reblausgesetzes im Weinbau­
gebiet in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer
7823-2-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, geändert durch
Artikel 287 Nr. 59 des Gesetzes vom 2. März 1974 (BGBI. I S.
469),
3. die Verordnung zur Ausführung des Reblausgesetzes außerhalb
des Weinbaugebiets in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede­
rungsnummer 7823-2-2, veröffentlichten bereinigten Fassung,
geändert durch Artikel 287 Nr. 60 des Gesetzes vom 2. März 1974
(BGBI. I S. 469),
4. die Verordnung über die Bildung von Weinbaubezirken in der im
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 7823-2-3, veröf­
fentlichten bereinigten Fassung,
5. die Verordnung zur Bekanntgabe der reblausverseuchten, seu­
chenverdächtigen und seuchengefährdeten Gemeinden in der im
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 7823-2-4, veröf­
fentlichten bereinigten Fassung, geändert durch Verordnung vom
2. Mai 1966 (BGBI. I S. 323).
(3) Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten
wird ermächtigt,
1. im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Jugend, Familie,
Frauen und Gesundheit durch Rechtsverordnung mit Zustimmung
des Bundesrates die Verordnung über die Schädlingsbekämpfung
mit hochgiftigen Stoffen in der im Bundesgesetzblatt Teil III,
Gliederungsnummer 2121-7, veröffentlichten bereinigten Fassung,
zuletzt geändert durch Artikel 49 des Gesetzes vom 2. März 1974
(BGBI. I S. 469), sowie auf Grund dieser Verordnung erlassene
Rechtsverordnungen aufzuheben,
2. die Verordnung zur Bekämpfung der Bisamratte in der im Bun­
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 7823-1-5, veröffent­
lichten bereinigten Fassung, geändert durch Artikel 15 der Ver­
ordnung vom 18. April 1975 (BGBI. I S. 967), aufzuheben.
(4) Soweit die Ermächtigungen des§ 3 nicht ausreichen, werden die
Landesregierungen ermächtigt, auf Grund des Gesetzes zum Schutze
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der Kulturpflanzen (Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
7823-1) erlassene Rechtsverordnungen aufzuheben. Sie können ihre 
Befugnis durch Rechtsverordnung auf andere Behörden übertragen. 
§ 45
Berlin-Klausel 
__ Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des Dritten 
Uberleitungsgesetzes auch im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die 
auf Grund dieses Gese_tzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Uberleitungsgesetzes. 
§ 46
Inkrafttreten 
(1) Vorschriften dieses Gesetzes, die zum Erlaß von Rechtsverord­
nungen ermächtigen, treten am Tage nach der Verkündigung in Kraft.
§ 10 Abs. 1, 2 und 3 Satz 1, § 22 Abs. 1, 2 und 3 Satz 1 und die§§ 24 bis
29, 31 und 40 Abs. 1 Nr. 11 und 13 bis 16 treten am l. Juli 1988 in
Kraft. Die übrigen Vorschriften dieses Gesetzes treten am 1. Januar
1987 in Kraft.
(2) Pflanzenschutzmittel, die nach den bisherigen Vorschriften
gekennzeichnet oder verpackt sind, dürfen noch bis zum 1. Juni 1990
in den Verkehr gebracht werden.
Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und wird im Bun­
desgesetzblatt verkündet. 
Bonn, den 15. September 1986 
Der Bundespräs ident  
Weizsäcker  
Der  Bundeskanz ler  
Dr. Helmut  Kohl  
Der  Bundesminis ter  
für Ernährung,  Landwir tschaf t  und  Forsten 
I .  Kiechle  
Der Bundesminis ter  der F inanzen 
Sto l tenberg  
Der Bundesminis ter  für Wir t schaf t  
Mart in  Bangemann 
Der Bundesminis ter  
für  Jugend,  Fami l ie ,  Frauen und  G esundhei t  
Rita  Süssmuth 
Der Bundesminis ter  
für Umwelt ,  Naturschutz  und  Reaktors icherhe i t  
Wal lmann 
Der Bundesminis ter  
für  wir t schaf t l i che  Zusammenarbei t  
Jürgen  Warnke 
Tagung der „IOBC-WPRS Working group on the use of 
Pheromones and other semiochemicals in integrated 
control" in Neustadt/Weinstraße vom 8. bis 12. 9. 1986 
Die Tagung fand an der Landes-, Lehr- und Forschungsanstalt für 
Landwirtschaft, Wein- und Gartenbau (LLFA) in Neustadt an der 
Weinstraße statt. Sie wurde organisiert von der Abt. Phytomedizin 
der LLFA. Sie war gekennzeichnet durch ein außerordentlich hohes 
Interesse der an der Pheromon-Forschung beteiligten Wissenschaftler. 
Von den 65 Teilnehmern kamen die meisten (20) erwartungsgemäß 
aus Deutschland. Neben Repräsentanten aus 13 weiteren europäi­
schen Ländern waren Vertreter aus Israel, Kanada, Neuseeland und 
USA anwesend. 
In Vorträgen, die sich über 4 Tage erstreckten, wurden die Ergeb­
nisse und der Forschungsstand auf dem Gebiet der Pheromon-Anwen­
dung im Pflanzenschutz berichtet. Die Mechanismen, die der Verwir­
rungsmethode zugrunde liegen, wie Habituation, Adaption der männ­
lichen Falter bzw. Einflüsse auf das Verhaltensmuster weiblicher 
Falter, wurden kontrovers diskutiert. 
Aus der Vielzahl interessanter Beiträge sind die über die Verwir­
rungsmethode zur Bekämpfung des einbindigen Traubenwicklers,. 
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Eupoecilia ambiguella, von besonderer Aktualität. Das Verfahren ist 
zur Bekämpfung der 2. Generation zugelassen. 
Eine Exkursion im Raum südliche Weinstraße gab Einblick über 
Bedeutung und Ausmaß der Traubenwicklerbekämpfung mittels Phe­
romone. Die 120 ha große Versuchsfläche wurde besichtigt. 
Bei zahlreichen Schadlepidopteren, im Apfelanbau, in Oliven-, 
Zitrus-, Baumwoll- und Mais-Kulturen, werden z. Zt. Verfahren zur 
Verwirrung erprobt. Über die Schwierigkeiten der Erfolgsmessung, 
der Terminierung der optimalen Bekämpfungszeitpunkte sowie über 
die Vorteile der Konfusionsverfahren gegenüber anderen Methoden 
berichteten Teilnehmer aus Neuseeland, Kanada und mehreren euro­
päischen Staaten. 
Eigene Ergebnisse über „Biologie und Bekämpfungsmöglichkeiten 
des Apfelbaumglasflügers Synanthedon myopaeformis mittels Verwir­
rungsmethode" wurden in einem Vortrag und Film vorgestellt. 
Weitere interessante Aspekte hinsichtlich des Verhaltens von Phe­
romonmolekülen in Agroökosystemen sowie des Nachweises von 
organischen Stoffen in der Umgebungsluft stellten Teilnehmer aus 
Großbritannien und Norwegen vor. 
Der Frage, ob das beste Attractant auch das beste Disruptant ist, 
widmeten sich mehrere Beiträge. Hierbei wurde diskutiert, ob in 
jedem Fall das natürliche Pheromongemisch oder nur Einzelkompo­
nenten daraus zur Bekämpfung eingesetzt werden können. Wirt­
schaftlichkeitsberechnungen bei der Pheromonherstellung gaben 
unter anderem hierzu Anlaß. 
E. DICKLER und RUTH STÜBER (Dossenheim)
45. Deutsche Pflanzenschutztagung
Die diesjährige im Turnus von zwei Jahren stattfindende und von der 
Biologischen Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft, dem Pflan­
zenschutzdienst der Länder und der Deutschen Phytomedizinischen 
Gesellschaft organisierte Deutsche Pflanzenschutztagung fand vom 6. 
bis 10. Oktober 1986 in Kiel statt. Das rege Interesse an dieser für 
Wissenschaft und Praxis gleichermaßen bedeutungsvollen Veranstal­
tung zeigte sich durch die erneut gestiegene Teilnehmerzahl. Im 
Vergleich zur 44. Deutschen Pflanzenschutztagung, die 1984 mit 1059 
offiziell gemeldeten Teil,1ehmern in Gießen stattfand, ist für die 45. 
Deutsche Pflanzenschutztagung in Kiel eine Zunahme um 105 auf 
1164 Personen zu verzeichnen gewesen. 
Die Teilnehmer können den folgenden Gruppen zugeordnet wer­
den(%): 
Hochschule/Fachhochschule 
(davon Wissenschaftler, Studenten) 
Industrie 
Pflanzenschutzämter 
Biologische Bundesanstalt und 
andere Forschungsanstalten 
Organisationen, Verbände, Presse 
Praxis, sonstige 
Der Anteil der ausländischen Besucher betrug 7 ,35 % . 
33,78 
24,23 
9,38 
11,69 
3,42 
17,50 
Das Programm hatte mit insgesamt 274 __ Beiträgen den bisher größ­
ten Umfang einer Pflanzenschutztagung. Uber das in der Vergangen­
heit bestehende Maß von 20 Sektionen, die in vier Parallelveranstal­
tungen abgehalten wurden, mußte zur Unterbringung aller in diesem 
Jahr vorliegenden Themen erstmals die Anzahl der Sektionen von 20 
auf 24 erhöht werden, wenngleich ein beträchtlicher Teil der angemel­
deten Themen für die Posterdemonstrationen empfohlen werden 
mußte. Die zusätzlichen vier Sektionen waren auf den Mittwochnach­
mittag gelegt worden, an dem auch die Poster demonstriert wurden. 
Die 45. Deutsche Pflanzenschutztagung begann am Montag, den 6. 
Oktober 1986, um 17.00 Uhr mit einer öffentlichen Veranstaltung im 
Auditorium maximum der Universität Kiel. Das Thema, unter das 
diese Veranstaltung gestellt und zu der die Öffentlichj(eit mit ihren 
Fragen aufgerufen war, lautete „Pflanzenschutz im Jahre 2000". Für 
die Diskussionsveranstaltung hatte das Programmkomitee 10 Thesen 
vorbereitet, die als Prognose die Entwicklung des Pflanzenschutzes 
darstellten. Eine Kopie dieses Thesenpapiers wurde den Besuchern zu 
Beginn der Veranstaltung ausgehändigt. Die Thesen lauteten: 
1. Ohne Pflanzenschutz kein Anbau von Kulturpflanzen. 
2. Guter Acker- und Pflanzenbau ist Fundament des praktischen 
Pflanzenschutzes. 
3. Resistenzzüchtung ist gut, aber allein nicht gut genug. 
4. Von der biologischen Schädlingsbekämpfung wird zuviel erwartet.
5. Wirkstoffe synthetischen und natürlichen Ursprungs bleiben eine
tragende Säule des Pflanzenschutzes.
6. Moderner Pflanzenschutz mit verbesserter Gerätetechnik.
7. Pflanzenschutzmittel werden für Anwender und Umwelt verträgli­
cher.
8. Bessere Befallsprognosen bringen ökologische und ökonomische
Vorteile. 
9. Neue gesetzliche Bestimmungen verbessern den Schutz von 
Mensch, Tier und Umwelt. 
10. Das gesundheitliche Risiko für den Verbraucher durch Pflanzen­
schutzmittelrückstände ist nicht benennbar. 
Die Erläuterungen der Thesen waren darauf angelegt, daß sie nicht 
nur Zustimmung, sondern auch Widerspruch hervorrufen mußten. 
Eine entsprechende Reaktion zeigte sich dann auch im Verlauf der 
Diskussion. Unter der Leitung von Dr. SCHMIDT (Pflanzenschutzamt 
des Landes Schleswig-Holstein, Kiel) stellten sich den Fragen des 
Publikums auf dem Podium die Herren Dr. KöHLER (BASF Aktien­
gesellschaft, Limburgerhof), Prof. Dr. KRANZ (Universität Gießen), 
Dr. LINGK (Bundesgesundheitsamt, Berlin), Dr. MEINERT (Landesan­
stalt für Pflanzenschutz, Stuttgart) und Prof. Dr. SCHUHMANN (Biolo­
gische Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft, Braunschweig). 
Der Verlauf der Diskussion war nach einhelliger Meinung von 
Veranstalter und Publikum sehr viel reger als in vorangegangenen 
öffentlichen Veranstaltungen anläßlich der Pflanzenschutztagungen. 
Dies zeigte sich auch daran, daß im Rahmen der zur Verfügung 
stehenden Zeit von den 10 Thesen nur die Hälfte ausführlicher 
d.iskutiert werden konnte. Leider wurde das Ziel, die breite Öffent­
lichkeit für diese Veranstaltung zu gewinnen, nur unbefriedigend 
erreicht. Wie auch in den Vorjahren setzte sich der Teilnehmerkreis 
überwiegend - bis auf Studenten der Kieler Universität - aus Fachleu­
ten zusammen, die ohnehin Besucher der Pflanzenschutztagung 
waren. Mit rund 600 Teilnehmern war der Besuch um rund 50 % 
höher als z. B. auf der Pflanzenschutztagung in Gießen.
Die Eröffnungsveranstaltung der 45. Deutschen Pflanzenschutzta­
gung am 7. Oktober 1986 begann um 9.00 Uhr mit einem Grußwort 
des Vorsitzenden des Organisationskomitees und Präsidenten der 
Biologischen Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft Prof. Dr. 
SCHUHMANN. Ein Grußwort als Hausherr sprach der Vizepräsident 
der Christian-Albrechts-Universität Prof. Dr. SCHLENDER. Herr LUK­
KARDT richtete dann als Oberbürgermeister der Landeshauptstadt 
Kiel ein Grußwort an die Teilnehmer und Minister FLESSNER als 
Vertreter der Landesregierung und Minister für Ernährung, Landwirt­
schaft und Forsten von Schleswig-Holstein hieß die Besucher willkom­
men. Als letzter Redner der offiziellen Vertreter sprach der Parlamen­
tarische Staatssekretär im Bundesministerium für Ernährung, Land­
wirtschaft und Forsten Dr. v. GELDERN ein Grußwort und erklärte die 
45. Deutsche Pflanzenschutztagung für offiziell eröffnet. In unmittel­
barem Anschluß nahm er die Verleihung der Otto-Appel-Denkmünze 
an den diesjährigen Empfänger Herrn Dr. Theobert Voss, Biologi­
sche Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft, Braunschweig, vor.
Seit 1952 wird diese Denkmünze an besonders verdienstvolle Persön­
lichkeiten des Pflanzenschutzes verliehen. Sie ist mit dem Namen Otto 
APPEL verbunden, der in der Zeit seines Wirkens als Direktor der
Biologischen Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft in den 
Jahren 1919 bis 1933 dem wissenschaftlichen Pflanzenschutz und der
Organisation des Deutschen Pflanzenschutzdienstes außerordentliche
Impulse zur Fortentwicklung verliehen hat. In seiner Laudatio hob der 
Herr Staatssekretär hervor, daß Dr. Voss durch sein außerordentli­
ches Engagement für die Prüfung und Zulassung von Pflanzenschutz­
mitteln zukunftsweisende Maßstäbe von bedeutendem Wert gesetzt 
habe und dieses auch der Grund gewesen sei, warum er von der 
Kommission zur Verleihung der Denkmünze einstimmig für diese 
Ehrung vorgeschlagen worden sei. Anschließend wurde die Verlei­
hung des Julius-Kühn-Preises durch den 1. Vorsitzenden der Deut­
schen Phytomedizinischen Gesellschaft, Prof. Dr. KRANZ, vorge­
nommen.
Der diesjährige Preisträger, Herr Dr. Wolf-Dieter PHILIPP, Univer­
sität Hohenheim, wurde damit für seine Forschungen zur biologischen 
Bekämpfung von Pilzkrankheiten geehrt. Die Vergabe dieses Preises 
durch die Deutsche Phytomedizinische Gesellschaft erfolgte zum vier­
ten Male und honoriert Arbeiten junger Wissenschaftler, die der 
Weiterentwicklung eines ökologisch und ökonomisch orientierten 
Pflanzenschutzes dienen. 
Im Verlaufe des weiteren Tages folgten dann elf Vorträge vor dem 
Plenum. Mittwoch und Donnerstag waren durch die Präsentation der 
Kurzreferate in den Sektionen sowie der Poster bestimmt. 
Durch das großzügige Entgegenkommen der Christian-Albrechts­
Universität Kiel war die räumliche Unterbringung der Sektionen 
durch kurze Wege zwischen den Vortragsräumen und durch ausrei­
chende Stellfläche für die Poster gekennzeichnet. Während die beiden 
Vortragsräume im Auditorium maximum mit technischen Hilfsmit­
teln, wie Mikrofonanlage und Einrichtungen für die Bildwiedergabe, 
hervorragend ausgestattet waren, bestanden in den beiden anderen 
Räumen diese Möglichkeiten leider nur unzureichend, was zu zahlrei­
chen kritischen Äußerungen der Teilnehmer Anlaß gab. 
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Eine Übersicht der Inhalte, über die referiert wurde, ist an dieser 
Stelle nicht möglich. Als tendenzielles Bild der aktuellen Problematik 
des Pflanzenschutzes kann aber festgestellt werden, daß in bestimm­
ten Sektionen eine besonders starke Themenanhäufung vorhanden 
war, wobei zu beachten ist, daß die Festlegung der Sektionen erst nach 
Eingang der Themenmeldungen erfolgte. Mit den entsprechenden 
Beiträgen, die in Klammern angegeben sind, wurden folgende Sektio­
nen eingerichtet: Ackerbau (53), Anwendungstechnik (15), Saatgut­
behandlung/Ährenkrankheiten (10), Gartenbau (30), Nager/Vögel 
(7), Fungizide (14), Biologische Bekämpfung (17), Forst (9), Umwelt/ 
Nebenwirkungen (19), Unkrautbekämpfung (27), Wirt/Parasitbezie­
hung (12), Insektizide/Akarizide (12), Virosen (25), Nematoden (16). 
An der Spitze standen somit Beiträge aus dem Bereich Ackerbau 
und Gartenbau, was darauf hindeutet, daß hier auch die Mehrzahl der 
Probleme im Pflanzenschutz liegt. Weiterhin waren es die Unkrautbe­
kämpfung und die Virosen, die einen beträchtlichen Teil der Themen 
ausmachten. Von hoher Aktualität waren auch die Arbeiten auf dem 
Gebiet der Umwelt- und Nebenwirkungen, die im Zusammenhang mit 
dem Pflanzenschutz stehen. 
Alle Einzelbeiträge der Pflanzenschutztagung sind unter dem Titel 
,,45. Deutsche Pflanzenschutztagung in Kiel, 6. bis 10. Oktober 1986" 
im Band 232 der Reihe „Mitteilungen aus der Biologischen Bundesan­
stalt für Land- und Forstwirtschaft" veröffentlicht worden. (Er kann 
bezogen werden durch den Buchhandel oder vom Verlag Paul Parey.) 
Zum Abschluß der Pflanzenschutztagung waren vom Pflanzen­
schutzamt Kiel zwei Exkursionen organisiert worden. Die erste 
umfaßte den Bereich Landwirtschaft und führte in landwirtschaftliche 
Betriebe in der näheren Umgebung von Kiel; die zweite berücksich­
tigte die für Schleswig-Holstein wichtigen Baumschulen im westlichen 
Teil des Landes. An beiden Exkursionen nahmen zusammen 120 
Personen teil. 
H. BRAMMElER (Braunschweig)
EDV-Codelisten für Antrag auf Zulassung und Prüfung 
von Pflanzenschutzmitteln im Zulassungsverfahren 
Eine Übersicht der vorhandenen Codelisten ist in dieser Zeitschrift 
1984 (S. 175) bekanntgemacht. 
Nunmehr wurde der Code Nr. 09: Bewässerung, Wind, Zustand der 
Pflanzen überarbeitet und ist jetzt unter gleichem Titel als 3. geän­
derte Auflage, Oktoberl986, erschienen. 
H. LYRE (Braunschweig)
Inhaltsverzeichnis 
Das Inhaltsverzeichnis für den 38. Jahrgang, 1986, des Nachrichten­
blattes wird dem Januar-Heft 1987 beigefügt. 
W. KOCH (Braunschweig)
Literatur 
GösSWALD, KARL: Organisation und Leben der Ameisen. Wissen­
schaftliche Verlagsgesellschaft, Stuttgart 1985. (Bücher der Zeitschrift 
Naturwissenschaftliche Rundschau). 355 S., 130 schwarzweiße Abb., 
16 vierfarb. Abb. auf 5 Tafeln. Kst. geb. 120,- DM; Vorzugspreis für 
Bezieher der Zeitschrift Naturwissenschaftliche Rundschau 96,- DM. 
ISBN 3-8047-0691-6. 
Die unterschiedlichsten, aber höchstentwickelten Staatsformen im 
Insektenreich kommen bei den Ameisen vor, bei denen es, wie bei 
den Termiten (Schaben-Verwandten!), keine solitäre oder präsoziale 
Arten gibt. Die Vergesellschaftung der Ameisen, funktionell differen­
ziert in Geschlechtstierkaste und Arbeiterinnenkaste, ist grundlegend 
verschieden vom menschlichen Staat (in dem jede Familie eine selb­
ständige biologische Einheit darstellt). Trotzdem sind seitens der 
Biologen die Verhältnisse bei den Ameisen, Wespen, Bienen und 
Hummeln, aber auch bei den Termiten (deren übermannshohe Bau­
ten in den Tropen zu den charakteristischen Erscheinungen des Land-
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schaftsbildes gehören) immer wieder Gegenstand intensiver Untersu­
chungen gewesen; hierbei konzentrieren sich die Beobachtungen auf 
den Aufbau und den Ablauf des staatlichen Lebens. Bei den Ameisen 
interessieren insbesondere die verschiedenen Formen der Kolonie­
gründung, die Differentialdiagnose der Nestbautypen und vor allem 
die e.rnährungsbiologische Einordnung in das Verknüpfungsgefüge 
des Okosystems. 
Zu allen relevanten Fragen gibt KARL GösswALD, ein weltweit 
bekannter Ameisenforscher und durch seine vielfachen Beobachtun­
gen auf dem Gebiet der Bedeutung unserer Waldameisen-Arten bei 
den Forstwirtschaftlern ein allseits anerkannter Entomologe, in sei­
nem ausgezeichneten und instruktiven Buch ausführlich Auskunft. So 
erfahren wir wissenswerte Einzelheiten über die Organisation des 
Ameisenvolkes, über die Entwicklung des Ameisenstaates, über das 
Gesellschaftsleben der in einer Massenkonzentration lebenden Amei­
sen, über ihren Nestbau und über die Orientierung im Lebensraum 
bzw. über die Verständigung der Nestgenossen untereinander. Der 
Speisezettel der Ameisen ist außerordentlich reichhaltig; die Wald­
ameisen sind ein immer wieder benanntes Beispiel für die „ verschie­
den intensive Ausprägung des Jagdtriebes in einer einzigen Gat­
tung . . .  " Ein Volk der Kleinen Waldameise Formica polyctena kann 
unter günstigen Umweltbedingungen 100 000 Schädlinge (im Sommer 
sogar bis zu 10 Millionen) an einem Tag erbeuten. 
In einem gesonderten Kapitel zeigt der Verfasser die unterschiedli­
chen Lebensformtypen in Beispielen auf, angefangen von den holzzer­
störenden Arten bis zu den Blattschneiderameisen, die vornehmlich 
im tropischen Süd- und Mittelamerika vorkommen; dort gehören die 
Blattschneider zu den hoch spezialisierten Vegetariern auf Grund 
ihrer kultivierten Pilzgärten. Viele Gliederfüßler leben in den Amei­
senkolonien mit den Nestangehörigen zusammen; unter ihnen sind 
solche, die von den Ameisen nur geduldet werden, ,,weil sie ihrer 
nicht habhaft werden können", und solche, die ein Gastverhältnis 
sozusagen genießen. Neben Gästen, die man als Gesellschafts- oder 
Sozialparasiten bezeichnen kann, gibt es schließlich aber auch Indivi­
dualparasiten, die auf oder in Ameisen bzw. an oder in deren Brut 
schmarotzen. 
In einer Zeitperiode, in der die ökologischen Gegebenheiten immer 
mehr an Bedeutung gewinnen, liegt es nahe, diesen Fragestellungen 
auch in einer Abhandlung über die Ameise nachzugehen. «Nützliche» 
Ameisenarten könnten ihlil - dem Menschen - sehr gute Dienste 
leisten, wenn er ein neues Okosystem aufbauen will, das einerseits den 
Zielstrebungen der Natur, andererseits den wirtschaftlichen Belangen 
des Menschen entspricht." Voraussetzung für diese Belange ist natur­
gemäß die richtige Ansprache der verschiedenen Arten - neben 
ausführlichen Anregungen für die Beobachtung in künstlichen Beob­
achtungsnestern (sog. Formikarien) gibt der Autor letztendlich einen 
Bestimmungsschlüssel, der das Erkennen der Arten ermöglichen soll. 
Da die Biologie auf bildliche Darstellungen niemals verzichten kann, 
möge in diesem Zusammenhang hervorgehoben werden, daß der 
Verlag das Werk mit sehr guten Strichzeichnungen und Farbwiederga­
ben versehen hat. 
Insgesamt also, besonders auch durch die Beigabe eines ausführli­
chen Literaturverzeichnisses und eines morphologisch-systematischen 
und eines ökologischen Glossariums, eine gut durchdachte Monogra­
phie über eine Insektengruppe, deren Lebensvorgänge trotz immer 
wieder neuartiger Beobachtungen faszinierend bleiben bis auf den 
heutigen Tag. A. BRAUNS (Hann. Münden) 
Annual Review of Phytopathology, Vol. 24, 1986. (Hrsg.) CooK, R. 
J., ZENTMYER, G. A. u. COWLING, E. B. Ann. Rev. Inc., Palo Alto, 
Cal., USA. 530 S., zahlr. Abb. u. Tab., Leinen. Preis: S 34,-. ISSN: 
0066-4286, ISBN 0-8243-1324-0. 
Der neue Jahresband des Annual Review of Phytopathology bringt 
wie immer ausgezeichnete Zusammenfassungen über besonders aktu­
elle Komplexe auf phytopathologischem Gebiet. Auch der traditio­
nelle biographische Teil, hier über A. H. R. BULLER und Johanna 
WESTERDJJK sowie eine Rückschau von P. NEERGAARD, zeigen altge­
wohnte Qualitäten und eignen sich durchaus als Feierabendlektüre. 
Mehr als jede räumlich begrenzte Besprechung gibt die Titelfolge 
der diesjährigen Abhandlungen Auskunft. 
NEERGAARD, P.: Screening for plant health. - ESTEY, R. H., A. H. 
R. BULLER: Pioneer leader in plant pathology. - TOUSSOUN, T. A.:
William C. SNYDER: Pioneer leader in plant pathology. - KERLING, L.
C. P., TEN HOUTEN, J. G. u. DE BRUIN-BRINK, G.: Johanna WESTER­
DIJK: Pioneer leader in plant pathology. - JACKSON, R. D.: Remote
sensing of biotic and abiotic plant stress. - BELL, A. A. u. WHEELER,
M. H.: Biosynthesis and functions of fungal melanins. - DAVIS, M. 1.:
Taxonomy of plant pathogenic coryneform bacteria. - JATALA, P.:
Biological control of plant parasitic nematodes. - LEE, I. M. u. DAVIS,
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like organisms. - GOLDBACH, R. W.: Molecular evolution of plant
RNA viruses. - PoNz, F. u. BRUENING, G.: Mechanisms of resistance
to plant viruses. - FosTER, R. C.: The ultrastructure of the rhizoplane
and the rhizosphere. - HUANG JENG·SHENG: Ultrastructure of bacte­
rial penetration in plants. - EBEL, J.: Phytoalexin synthesis: biochemi­
cal analysis of the induction. -COLLMER, A. u. KEEN, N. T.: the role 
of pectic enzymes in plant pathogenesis. - DAUB, M. E.: Tissue
culture and the selection of resistance to pathogens. - AusT, H.-J. u.
v. HOYNINGEN-HUENE, J.: Microclimate in relation to epidemics of
powdery mildew. -COHEN, Y. u. COFFEY, M. D.: Systemic fungicides
and the control of Oomycetes. - DAVTDSE, L. C.: Benzimidazole
fungicides: mechanisms and action and biological impact. - FuLTON,
R. W.: Practices and precautions in the use of cross protection for
plant virus disease control. - HoITINK, H. A. 1. u. FAHY, P. C.: Basis 
for the control of soilborne plant pathogens with composts. - LEONG, 
1.: Siderophores: their biochemistry and possible role in the biocontrol 
of plant pathogens. - STOVER, R. H.: Disease management strategies 
and the survival of the banana industry. - Indexes. 
LANGERFELD (Braunschweig) 
Handbuch der Landwirtschaft und Ernährung in den Entwicklungs­
ländern, Band 3: Grundlagen des Pflanzenbaues in den Tropen und 
Subtropen, herausgegeben von Prof. Dr. Siegmund REHM unter Mit­
arbeit zahlreicher Wissenschaftler und internationaler Experten. 2. 
völlig neu bearbeitete und erweiterte Auflage. 478 Seiten, 211 Abbil­
dungen und 115 Tabellen. Ln., 168,- DM. Verlag Eugen Ulmer, 
Stuttgart. ISBN 3-8001-3065-3. 
Das „Handbuch der Landwirtschaft und Ernährung in den Entwick­
lungsländern", zuerst 1967 und 1971 in zwei Bänden herausgegeben, 
erscheint jetzt in zeitlichen Abständen in fünf Bänden in 2. Auflage. 
Bisher sind die ersten drei Bände verfügbar (Band 1: Sozialökonomie 
der ländlichen Entwicklung; Band 2: Nahrung und Ernährung; Band 
3: Grundlagen des Pflanzenbaues in den Tropen und Subtropen). Der 
hier zu berücksichtigende Band 3 behandelt in 11 Kapiteln die Grund­
lagen des Pflanzenbaues in den Tropen und Subtropen, während der 
angekündigte Band 4 den speziellen Pflanzenbau berücksichtigen 
wird. 
Die elf Kapitel des dritten Bandes, von denen das 4. und 6. weiter 
untergliedert sind, umfassen folgende Themenbereiche: 
1. Das Klima der Tropen und Subtropen
2. Die Böden der Tropen und Subtropen
3. Ökophysiologie der tropischen und subtropischen Nutzpflanzen
4. Ökologisch angepaßte Produktionssysteme
- Erhaltung und Verbesserung der landwirtschaftlichen Produkti-
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Für unverlangt eingesandte Manuskripte keine Gewähr. Rückporto beilegen. Die in 
vität in den Tropen und Subtropen 
- Agroforstwirtschaft in den Tropen und Subtropen
5. Entstehung und Verbreitung der Kulturpflanzen
6. Züchtung und Vermehrung der Kulturpflanzen
- Züchtung als Maßnahme in der Entwicklungshilfe
- Vermehrung kurzlebender Pflanzen
- Vermehrung von Baum- und Strauchkulturen
7. Düngung und Bodenfruchtbarkeit in den Tropen und Subtropen
8. Bewässerungslandbau in den Tropen und Subtropen
9. Mechanisierung im tropischen und subtropischen Pflanzenbau.
10. Pflanzenschutz in den Tropen unbd Subtropen
11. Unkrautbekämpfung in den Tropen und Subtropen
In den Kapiteln 1 bis 6 sind die allgemein für die pflanzliche
Produktion in den Tropen und Subtropen bestimmenden Sachgebiete 
dargestellt, während in Kapitel 7 bis 11 die spezialisierten Sachgebiete 
des Pflanzenbaus behandelt werden. 
Die Neuauflage des Handbuches hat durch die Erweiterung von 
zwei auf fünf Bände eine völlige Neugestaltung erfahren. Durch die 
Aufnahme neuer Erkenntnisse und in der alten Auflage nicht behan­
delter Fachgebiete, wie z. B. der „Agrofrostwirtschaft", ist der 
Grundlagenteil des Pflanzenbaues in den Tropen und Subtropen zu 
einem Handbuch geworden, das der Definition des Brockhaus in 
einzigartiger Weise gerecht wird: ,,Handbuch, umfassendes Buch 
über ein spezielles Sachgebiet". Tatsächlich ist der Band 3 das wohl 
wichtigste deutschsprachige Lehrbuch für das genannte Sachgebiet, in 
dem alle wichtigen Aspekte berücksichtigt sind. Die einzelnen Bei­
träge sind durch Fachleute verfaßt worden, die langjährige eigene 
Erfahrungen mit der tropischen und subtropischen Landwirtschaft 
haben und dieses Fachgebiet in ihren speziellen Disziplinen auch in 
Forschung und Lehre vertreten. Unter der Herausgeberschaft des 3. 
Bandes von Professor Rehm ist ein Lehrbuch entstanden, das trotz der 
Beiträge verschiedener Autoren wie „aus einem Guß" wirkt. Über 
alle Kapitel hinweg wird durch Querverweise auf ähnliche oder ergän­
zende Sachverhalte aufmerksam gemacht. Zu diesen Benutzerhilfen 
gehört auch ein ausführliches Sachregister. 
Der Pflanzenschutz und die Unkrautbekämpfung sind mit zwei 
Kapiteln aufgenommen worden. Auf 86 Seiten werden alle Aspekte 
dieses speziellen Gebietes der Pflanzenproduktion dargestellt. Es 
werden Ansätze für die Lösung bestimmter Probleme dargeboten, 
und ein umfangreiches Literaturverzeichnis in beiden Kapiteln ermög­
licht es, besonderen Zusammenhängen des Pflanzenschutzes in den 
Tropen und Subtropen nachzugehen. 
Mit Sicherheit wird jeder Einzelband, wie der Band 3 für den 
Bereich der Grundlagen des Pflanzenbaus, zu dem wichtigsten Lehr­
buch derjenigen gehören, die sich mit der tropischen und subtropi­
schen Landwirtschaft in Studium und Beruf zu befassen haben. 
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